iederkriichten

Niederschrift

Uber die 16. Sitzung - Wahlperiode 2014/2020 - des Haupt- und Finanzausschusses

der Gemeinde Niederkrlichten

Verhandelt; Niederkriichten, den 07. Marz 2017
Sitzungslokal:  Rathaus in EImpt, Sitzungssaal
Beginn: 19:30 Uhr Ende: 20:30 Uhr

Anwesend sind:

=

Birgermeister Wassong, Karl-Heinz
Ausschussmitglied Coenen, Theodor
Ausschussmitglied Degenhardt, Anja
Ausschussmitglied Fonger, Wolfgang
Ausschussmitglied Goertz, Marco
Ausschussmitglied Gumbel, Lars
Ausschussmitglied Hommen, Werner

Ausschussmitglied Jans, Trudis

© ©® N o 0o bk D

Ausschussmitglied Korth, Helga

=
o

Ausschussmitglied Lachmann, Joerg

=
=

. Ausschussmitglied Lasenga, Jirgen

[EnY
N

. Ausschussmitglied Mankau, Wilhelm

=
w

. Ausschussmitglied Meyer, Hermann

=
IS

. Ausschussmitglied Niggemeyer, Thomas

=
ol

. Ausschussmitglied Schmitz, Manfred

=
(o))

. Ausschussmitglied Szallies, Christoph

=
\l

. Ausschussmitglied Wahlenberg, Johan-

nes

Seitens der Verwaltung:

1. Herr Schippers
2. Herr Bonus



3. Herr Hinsen
4. Frau Schrievers

Es fehlen:

1. Ausschussmitglied Schouren, Marion

Burgermeister Karl-Heinz Wassong ertffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Einberufung zu

dieser Sitzung durch Einladung vom 22. Februar 2017 ordnungsgemar erfolgt ist.
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Offentlicher Teil

1) Umsetzung von Malinahmen der interkommunalen Zusammenarbeit:  565-2014/2020
- Bereitschaftsdienst der Bauhofe
- Rentenversicherungsangelegenheiten

- Wohngeld

2) Erlass der Geschéftsordnung fir den Rat und die Ausschisse der 586-2014/2020
Gemeinde Niederkriichten

3) Grenzlberschreitendes Projekt "Grenzgeschichte(n)" 580-2014/2020

4) Entwicklungsgesellschaft "Energie- und Gewerbepark EImpt" mbH 582-2014/2020
(EGE)

5) Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern 575-2014/2020

6) Mitteilungen des Blrgermeisters
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Offentlicher Teil

1) Umsetzung von MalRnahmen der interkommunalen Zusammenarbeit: ~ 565-2014/2020

- Bereitschaftsdienst der Bauhdfe

- Rentenversicherungsangelegenheiten
- Wohngeld

Im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit arbeiten die Ordnungsamter der

Gemeinden Bruggen, Niederkriichten und Schwalmtal bereits seit dem 30. Méarz 2007

bei der Durchfiihrung des gemeinsamen Bereitschaftsdienstes zusammen. Die Zu-

sammenarbeit erfolgt reibungslos im Wechsel von drei Wochen. Damit reduzieren sich

in jeder Kommune die Einsatzkosten auf ein Drittel. Weitere groRere Projekte konnten

bisher trotz einiger Antrage aus den verschiedenen Fraktionen der beteiligten Gemein-

derate nicht realisiert werden. In der Praxis leisteten sich die Beteiligten auf der Ar-

beitsebene jedoch schon mehrfach unburokratische Hilfestellungen.

SchlieBlich vereinbarten die Birgermeister Gellen (Briiggen), Wassong (Niederkriich-

ten) und Pesch (Schwalmtal) Ende 2015 einvernehmlich und verbindlich, dass in Frage

kommende Kooperationsfelder auf eine Zusammenarbeit hin untersucht werden sollen,

und zwar

- nach Priorisierung der Birgermeister

- durch ein Moderatorenteam (pro Kommune ein/e Moderator/in)

- mit den Zielen der Haushaltskonsolidierung, zur Starkung der Westregion und zur
Entwicklung gemeinsamer Zukunftsperspektiven.

Als weitere Pramisse fur eine Zusammenarbeit wurde festgelegt, dass jedwede Koope-

ration kein Selbstzweck sein soll, sondern sich zumindest perspektivisch ein Mehrwert

fur alle Beteiligten ergeben muss.

Fur den "ersten Aufschlag" wurden die folgenden Handlungsfelder festgelegt:

- Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen der Bauhtfe (Moderation Briiggen)

- Gemeinsame Bearbeitung von Wohngeldantragen (Moderation Schwalmtal).

Das letztgenannte Handlungsfeld wurde im Rahmen der Untersuchung um das Sach-

gebiet Rentenversicherungsangelegenheiten erweitert.

Die einzelnen Untersuchungen fuhrten zu folgenden Ergebnissen:

Niederschrift der 16. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 4 von 17



Zusammenarbeit der Bauhofe

a) Gemeinsamer Bereitschaftsdienst

Analog des seit dem 30. Marz 2007 erfolgreich praktizierten gemeinsamen Bereit-
schaftsdienstes der Ordnungsamter der Gemeinden Briiggen, Niederkriichten und
Schwalmtal ist nach intensiven Gespréachen unter Beteiligung der Bauhofleiter vorge-
sehen, zum 1. April 2017 auch den Bereitschaftsdienst der Bauhdofe in Form einer Ko-
operation durchzufiihren. Die hierzu abzuschliel3ende 6ffentlich-rechtliche Vereinba-
rung wurde bereits von der Kommunalaufsicht als genehmigungsfahig bewertet und ist
als Anlage 1 beigefiigt.

Im Drei-Wochen-Rhythmus soll die Dienst habende Gemeinde die anfallenden Arbei-
ten auch auf dem Gebiet der beiden anderen Kommunen erledigen. Der Dienstplan
wird fr ein Jahr im Voraus unter Federfiihrung der Gemeinde Niederkriichten abge-
stimmt und erstellt.

Gemal § 6 der Vereinbarung tragen die Beteiligten ihre jeweils anfallenden Personal-
und Sachkosten grundséatzlich selbst. Auf eine Spitzabrechnung und gegenseitige Auf-
rechnung soll im Hinblick auf die sich ausgleichenden Einsatze somit verzichtet wer-
den. Eine Uberpriifung dieser Vereinfachung erfolgt nach Ablauf des ersten Jahres.
Lediglich Materialkosten (z.B. Bindemittel zur Beseitigung von Olspuren) sind nach
dem Verursacherprinzip von der betroffenen Gemeinde zu erstatten. Anschaffungskos-
ten fur Einsatzmittel bzw.-geréte fur die gemeinsame Nutzung durch alle drei Kommu-
nen werden gedrittelt.

An den Abstimmungsgesprachen nahmen auch Vertreter der Stadt bzw. des Bauhofes
der Stadt Nettetal teil, die an einer Beteiligung gro3es Interesse haben. Es wurde ab-
schlielRend vereinbart, die Kooperation zunachst mit den drei kleineren Westkommu-
nen zu beginnen und nach Ablauf eines Jahres und auf Basis der dann gemachten

Erfahrungen eine Erweiterung um den Bauhof der Stadt Nettetal erneut zu prufen.

Nach den tariflichen Bestimmungen handelt es sich hier bei den Bereitschaftszeiten um
Zeiten, in denen sich der Mitarbeiter am Arbeitsplatz oder einer anderen vom Arbeitge-
ber bestimmten Stelle zur Verfigung halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbst-
standig, ggfls. auch auf Anordnung aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne Ar-
beitsleistung iberwiegen, z. B. Ersatzbeschilderung, Absperrmanahmen, Olspuren-
beseitigung jeweils nach Verkehrsunfallen, Absperrungen bei plétzlich aufgetretenen

Stral3enschéden, Saubern von Unfallstellen, Entsorgung von Tierkadavern.
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Da derzeit der Bereitschaftsdienst der Bauhofe in Schwalmtal und Niederkriichten kos-
tenmaliig fur jeweils nur einen Mitarbeiter anfallt, kiinftig im Rahmen der Kooperation
jedoch alle drei Wochen standig mit zwei Mitarbeitern gefahren wird, ergibt sich eine
Personalkosteneinsparung von jahrlich rd. einem Drittel der heutigen Aufwendungen.
Bei der Gemeinde Niederkriichten ist mit einer kalkulierten Einsparung in Hohe von ca.
6.500,00 Euro zu rechnen.

Bei den Gemeindewerken Briiggen ist bisher keine Bauhofbereitschaft installiert. Inso-
weit ergibt sich dort durch die Neueinrichtung zwar kein monetérer Vorteil, jedoch ist
durch die angestrebte Kooperation eine rechtssichere und effiziente Aufgabenwahr-

nehmung sichergestellt.
Da der Bauhof der Gemeinde Schwalmtal in die Schwalmtalwerke AR integriert ist,
wird der Vorstand gemaf § 4 der Unternehmenssatzung die Entscheidung zum Ab-

schluss der offentlich-rechtlichen Vereinbarung mittragen.

b) Weitere Handlungsfelder

Im Hinblick auf eine Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen den Bauhofen der drei
kleineren Gemeinden im Westkreis und der Stadt Nettetal wurden dartber hinaus fol-
gende Vereinbarungen getroffen:

1. Kostenlose gegenseitige Ausleihe von Geraten und Maschinen innerhalb der Bau-
hofe, wobei die Verbrauchkosten (Benzin, Strom etc.) grundsétzlich vom Entleiher
getragen werden

2. Gemeinsame Ausschreibung des Jahresbedarfs fir das Jahr 2017 fir den Bereich
Zubehdr/Ersatzteile/Betriebsstoffe unter Federfihrung der Gemeinde Briiggen

3. Gemeinsame Ausschreibung des Jahresbedarfs fur das Jahr 2017 fir die Beschaf-
fung von Kleintransportern und PKW unter Federfihrung der Stadt Nettetal

4. Gemeinsame Buchung von Lehrgdngen und Unterweisungen der Bauhofmitarbei-
ter an der DEULA Rheinland in Kempen unter Gewahrung eines pauschalen Ra-

battes von 5%

Seit den Gesprachen findet ein regelmaRiger Erfahrungsaustausch zwischen den Bau-

hofen und eine Intensivierung in der Zusammenarbeit statt.
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Niederschrift der 16. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

Gemeinsame Bearbeitung von Rentenversicherungsangelegenheiten

Diese Dienstleistung wird derzeit nur von der Gemeinde Schwalmtal mit 10 Wochen-
stunden angeboten. In Briggen und Niederkrichten sind die Stellen vakant. Die pflich-
tige Sachbearbeitung umfasst die Annahme und Weiterleitung von Rentenantragen an
die Deutsche Rentenversicherung (DRV). Inkludiert ist dabei die Hilfestellung bei der
Antragsausfillung sowie die Erteilung von Auskunften grundséatzlicher Art, die lediglich
sozialrechtliche Grundkenntnisse voraussetzen. Auch fir die Untersuchung dieses
Sachgebietes wurden die Kennzahlen der GPA berucksichtigt. Die Fallzahlen aus Vor-
jahren aus Briggen und Schwalmtal deuten darauf hin, dass durchschnittlich 140 Bera-

tungsfalle pro Kommune und Jahr anfallen.

In Anlehnung an den von der GPA festgestellten Mittelwert von 734 Fallen/VZA ergibt
sich im Falle einer Kooperation eine Mindeststellenausstattung von 0,57 VZA. Beriick-
sichtigt man dartber hinaus einen zusatzlichen Stundenbedarf fir Fahrt- und Ristzei-
ten anlasslich der Beratungsangebote fur den Burger in den Nachbarkommunen (je an
einem Vormittag in der Woche), ergibt sich ein Gesamtstellenbedarf von 0,77 VZA (30

Wochenstunden).

Diesen Bedarf kann die Gemeinde Briiggen fir alle drei Kommunen abdecken. Dabei

ergeben sich die folgenden monetaren Konsequenzen:

Verteilung:
Schwalmtal bisher Stellenanteil allein 0,26 VZA EG 6 Kinftig
Brutto PK 12.792 € Erst. an Briiggen 19.465 €
SK'1x9.700 9.700 €
GK 20 % 2.558 €
25.050 € 19.465 €
Verbesserung: 5.585 € p.a.
Sowie 10 Wochenstunden zur anderweitigen Verwendung
Bruggen bisher (unbesetzter) Stellenanteil allein 0,4 VZA EG 8
Brutto PK 21.080 € Kinftig
SK 1 x9.700 9.700 € Gesamtkosten 58.395 €
GK 20 % 4.216 € - Erstattungen 38.930 €
34.996 € 19.465 €

Verbesserung: 15.531 € p.a.
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Niederkrichten bisher unbesetzt Kinftig
Erst. an Briiggen 19.465 €

Auch fir den Bereich der pflichtigen Rentenberatung haben sich die Blrgermeister
daher darauf verstandigt, die Aufgabe kunftig gemeinsam wahrzunehmen. Auch dieser
Entwurf einer 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung ist genehmigungsféahig und als Anla-
ge 2 beigefugt.

Gemeinsame Bearbeitung von Wohngeldantragen

Unter Zugrundelegung der Kennzahlen der Gemeindeprifungsanstalt NW (GPA) aus
dem Berichtsjahr 2012 zum Personaleinsatz fur die Wahrnehmung dieser Aufgabe in
kleinen kreisangehdrigen Kommunen befanden sich die Gemeinden Niederkriichten
(0,39) und Schwalmtal (0,35) im Untersuchungszeitraum deutlich (positiv) unterhalb
des Mittelwertes von 0,53 Vollzeitstellen (VZA) pro 10.000 Einwohner. In Briiggen
(0,65) lag der Wert leicht dartiber. Da die Personalausstattung stark von der Fallzahl
gepragt ist, gehort die Kennzahl "Zahl der Wohngeldberechnungsfalle pro Vollzeit-
Stelle" mit in die Betrachtung. Hier lagen die Fallzahlen der einzelnen Gemeinden
(Bruiggen 150, Niederkriichten 163 und Schwalmtal 201) jedoch deutlich unter dem von
der GPA festgestellte Mittelwert von 595 Fallen/VZA.

Aufgrund dieser Feststellungen erscheint eine interkommunale Zusammenarbeit
durchaus sinnvoll, zumal die gleichen Rechtsgrundlagen beachtet werden missen und
die gleiche Software eingesetzt wird. Aufgrund der vorhandenen personellen und
raumlichen Ausstattung sowie der héchsten Fallzahlen wurde von den Birgermeistern
einvernehmlich entschieden, dass diese Aufgabe zentral von der Gemeinde

Schwalmtal durchgefuhrt wird unter Beachtung folgender Pramissen:

- Die kommunale Zusammenarbeit sollte mandatierend gemaR § 23 Absatz 2 Satz 2
des Gesetzes Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) sein, d. h. die Rechte
und Pflichten der jeweiligen Bewilligungsbehdrden werden nicht beeintrachtigt. Die
Aufgabenwahrnehmung erfolgt quasi "in Vertretung" der zustandigen Behérde. Da-
mit verbleibt die Entscheidung tber das Fiihren von Rechtsstreiten als auch die

Vollstreckung von Forderungen in Zustandigkeit der jeweiligen Gemeinde.
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- In der gemeinsamen Wohngeldstelle sollten standig zwei Mitarbeiterinnen beschéf-
tigt sein, zum einen wegen der gegenseitigen Vertretung und zum anderen zur Si-
cherstellung des Vieraugenprinzips in der Sachbearbeitung bzw. in der genutzten

Software.

- Neben der Mdglichkeit fir die Burger aus Bruggen und Niederkriichten, ihre Unter-
lagen in ihrem jeweiligen Burgerservice abgeben zu kénnen, wird zusétzlich ein so
genannter Servicetag angeboten, an dem eine Sachbearbeiterin der Wohngeldstelle
Schwalmtal an einem Vormittag in der Woche zur Beratung vor Ort zur Verfigung

steht.

- Der Kostenausgleich soll Giber eine Kostenregelung in der hierzu abzuschlieRenden
offentlich-rechtlichen Vereinbarung erfolgen. Konkret werden die Erstattungsbetrage
der Nachbarkommunen von der Gemeinde Schwalmtal im Folgejahr der Dienstleis-
tung nach der Zahl der Wohngeldberechnungsfalle jeweils zum 31. Dezember des
Abrechnungsjahres und auf Basis der Werte aus dem KGSt-Bericht "Kosten eines
Arbeitsplatzes" festgelegt. Dabei werden die tatsachlichen Bruttopersonalkosten der
Sachbearbeiterinnen zugrunde gelegt zzgl. einer Sachkostenpauschale (9.700 € pro
Arbeitsplatz) und einer Gemeinkostenpauschale (20 % der Bruttopersonalkosten)
gemal dem vorgenannten Gutachten. Hinzu kommen anteilig mogliche Aus- und

Fortbildungskosten.

Durch die am 01.01.2016 in Kraft getretene Novelle des Wohngeldrechtes haben sich
die Fallzahlen in allen drei Kommunen in nicht unerheblichem Maf3e von 514 Wohn-
geldberechnungsfallen im Jahr 2015 auf 707 Wohngeldberechnungsfalle im Jahr 2016
erhoht und es wird ein Verbleiben auf diesem Niveau erwartet. Basierend auf dem von
der GPA festgestellten Mittelwert von 595 Fallen pro Vollzeitaquivalent (VZA) ergibt
sich somit bei 707 Féallen ein Stellenbedarf fiir alle drei Kommunen von 1,19 VZA. Un-
ter Beriicksichtigung von Fahrt- und Ristzeiten an den Servicetagen in Niederkriichten
und Briiggen ergibt sich ein Personalbedarf von insgesamt 1,23 VZA (48 Wochenstun-
den).
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Fur die einzelne Kommune stellt sich die Situation wie folgt dar:

Bruttopersonalkosten p.a. fiir 1,23 VZA EG 9a (48 Std./Wo.)
Grundsétzlich spitz gem. § 3 Absatz 2 der ORV

Hier hilfsweise gem. KGSt ,Kosten eines AP 2016/2017*

zzgl. Sachkostenpauschale (2 AP a 9.700 €)

zzgl. Gemeinkostenpauschale (20 % von Bruttopersonakosten)
umzulegende Gesamtkosten

Zahl der Wohngeldberechnungsfalle (2016)

Anteiliger Kostenbetrag

Schwalmtal 279 43.070 €
Briiggen 198 30.566 €
Niederkriichten 230 35.505 €

707 109.141 €

74.784 €
19.400 €
14.957 €
109.141 €
Anteil in %
39
28
33
100

Die nachstehende Gegenuberstellung der Kosten der gemeinsamen Sachbearbeitung

im Bereich Wohngeld ergibt folgendes Bild:

Schwalmtal bisher Stellenanteil allein 0,67 VZA EG 9a
(Darstellung geman Brutto PK 40.736 €
Gemeinde Schwalm-  SK 1 x9.700 9.700 €
tal) GK 20 % 8.147 €
58.583 €
Verbesserung: 15.513 € p.a.

Bruggen bisher Stellenanteil allein 1,0 VZA EG 9a
(Darstellung geman Brutto PK 60.800 €
Gemeinde Schwalm-  SK 1 x9.700 9.700 €
tal) GK 20 % 12.160 €
82.660 €
Verbesserung: 52.094 € p.a.

Kunftig
Gesamtkosten
- Erstattungen

Kunftig

Erst. an Schwalmtal

sowie 1 VZ-Kraft zur anderweitigen Verwendung

109.141 €
66.071 €

43.070 €

30.566 €

30.566 €

Niederkriichten bisher Stellenanteil allein 0,39 VZA EG 8 Kinftig

(eigene Darstellung) Brutto PK (52.700 €) 20.553,00 € Erstattung an
SK 5.596,15 € (9.700 : 26 x 15) Schwalmtal 35.505 €
GK 20 % 4.110,60 €

30.259,75 € 35.505 €
Differenz: - 5.245,25 € p.a.
sowie eine TZ-Kraft (15 Std.) zur anderweitigen Verwendung
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Der Entwurf einer 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung (s. Anlage 3) wurde von der
Kommunalaufsicht bereits vorgeprift und fur genehmigungsfahig befunden. Es wird
daher vorgeschlagen, zum 1. April 2017 die gemeinsame Bearbeitung der Wohngeld-
aufgaben durch die Gemeinde Schwalmtal auch fur die Gemeinden Briiggen und Nie-
derkriichten auf Basis des beigefugten Entwurfes durchzuftihren.

Die Burgermeister sehen die Zusammenarbeit in den o. a. Bereichen als den Beginn
eines laufenden Prozesses, in dessen Rahmen weiterer Handlungsfelder auf eine
maogliche Umsetzung der interkommunalen Zusammenarbeit untersucht werden mit

dem Ziel einer insgesamt fur alle Beteiligten effizienteren Aufgabenwahrnehmung.

Birgermeister Wassong erlautert den Sachverhalt und geht insbesondere auf die ge-
meinsame Bearbeitung der Wohngeldantrage ein. Er ist der Auffassung, dass die Ge-
meinde Niederkriichten beim weiteren Ausbau der interkommunalen Zusammenarbeit

auch Kosten einsparen werde und die Vorleistung insofern gerechtfertigt sei.

Die Ratsmitglieder Wahlenberg und Lachmann sprechen sich fir die Beschlussvor-

schlage aus und begriinden dies.

Ratsmitglied Mankau sagt, die gemeinsame Wahrnehmung der Durchfihrung des Be-
reitschaftsdienstes der Bauhofe sowie von Aufgaben der Rentenberatung sei sinnvoll.

Nach Ablauf eines Jahres sollte die Ersparnis tberprift werden.

Sodann spricht sich Ratsmitglied Mankau gegen die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
Uber die Wahrnehmung von Aufgaben der Wohngeldstelle aus und sagt, dass in der

Angelegenheit der Service in vollem Umfang aufrecht erhalten werden sollte.

Ratsmitglied Szallies spricht sich grundsatzlich fiir die Beschlussvorschlage aus und
sagt, dass nach Ablauf eines Jahres Resumeé gezogen werden sollte, um dann gege-

benenfalls Verfahrensoptimierungen zu prifen.

Ratsmitglied Jans aul3ert Kritik an den vorgesehenen Regelungen der offentlich-

rechtlichen Vereinbarungen.
Ratsmitglied Goertz sagt, dass der Gemeinde Niederkriichten die Wahrnehmung von

Aufgaben der Wohngeldstelle durch die Gemeinde Schwalmtal mehr Geld koste, weni-

ger Service bringe und die Burger hiervon keine Vorteile hatten.
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Der Haupt- und Finanzausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Es wird beschlossen, zum 1. April 2017 die offentlich-rechtliche Vereinbarung tber die
Durchfiihrung des gemeinsamen Bereitschaftsdienstes der Bauhtfe der Gemeinden
Briggen und Niederkriichten sowie der Schwalmtalwerke AGR entsprechend dem vor-
liegenden Entwurf abzuschlieRen.

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Es wird beschlossen, zum 1. April 2017 die o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tber die
Wahrnehmung von Aufgaben der Rentenberatung entsprechend dem vorliegenden

Entwurf abzuschliel3en.

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst mit 13 Stimmen bei 5 Gegenstimmen folgenden

Beschluss:

Es wird beschlossen, zum 1. April 2017 die offentlich-rechtliche Vereinbarung tber die
Wahrnehmung von Aufgaben der Wohngeldstelle entsprechend dem vorliegenden

Entwurf abzuschlielRen.

2) Erlass der Geschéaftsordnung fiir den Rat und die Ausschisse der Gemeinde 586-2014/2020

Niederkrlichten

Aufgrund rechtlicher und organisatorischer Anderungen ist es angezeigt, die Ge-
schaftsordnung fur den Rat und die Ausschiisse der Gemeinde Niederkrichten (Ge-
schO) vom 26. Mai 2009 zu aktualisieren. Die Verwaltung hat daher die bisher gelten-
de Geschéaftsordnung Uberarbeitet und einen Entwurf der neuen Geschéftsordnung
erstellt. Die im Entwurf beigefligte Geschaftsordnung fur den Rat und die Ausschiisse
basiert auf der Mustergeschaftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes NRW, die —

soweit notig — ortlichen Gegebenheiten angepasst wurde.
Ratsmitglied Jans bittet, den Text in den 88 6, 11 und 28 der Geschéftsordnung fur den

Rat und die Ausschisse der Gemeinde Niederkriichten gemaf der Mustersatzung des

Stadte- und Gemeindebundes zu formulieren.
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Biirgermeister Wassong sagt, dass nach Priifung die Anderungen eingearbeitet wiir-

den.

Auf Nachfrage des Ratsmitgliedes Mankau sagt Blrgermeister Wassong zu, dass in

Einzelfallen Sitzungsunterlagen noch in Papierform zur Verfligung gestellt wirden.

Sodann fasst der Haupt- und Finanzausschuss mit 17 Stimmen bei 1 Gegenstimme
folgenden Beschluss:

Es wird beschlossen, die Geschaftsordnung fiir den Rat und die Ausschiisse der Ge-
meinde Niederkrichten entsprechend dem vorgelegten Entwurf nebst einzuarbeiten-

den Anderungen zu erlassen.

3) Grenziberschreitendes Projekt "Grenzgeschichte(n)" 580-2014/2020

Die grenznahen Bereiche im ,Elmpter Wald“, ,Lisekamp® und ,de Meinweg“ sind
durchzogen von Bodendenkmadlern aus den letzten Monaten des Zweiten Weltkriegs.
Es handelt sich hierbei um zum gro3ten Teil noch sehr gut erhaltene Panzergraben
und Stellungen, die im Winter 1944/1945 durch niederlandische und osteuropéische
Zwangsarbeiterinnen fur die deutsche Wehrmacht ausgehoben wurden, um auf dem
hoher gelegenen Elmpter Grenzwald eine strategisch wichtige Verteidigungsposition
zu schaffen. Die vormarschierende amerikanische Befreiungsarmee wurde somit ge-
zwungen, auf ndrdliche bzw. sidliche Routen auszuweichen, sodass im Elmpter

Grenzgebiet nahezu keine Kampfhandlungen stattfanden.

Die Geschehnisse im Winter 1944/1945 haben an sich schon eine grenziiberschreiten-
de Bedeutung. Aus niederlandischer wie deutscher Sicht besteht ein hohes Interesse,
Uber die Geschehnisse und die damit im Zusammenhang stehende(n) Geschichte(n)
die nachfolgenden Generationen zu informieren und gemeinsam im Sinne von Mah-
nung fur Frieden und Freiheit einzutreten. Neben dem Schutz des Bodendenkmals
besteht gleichermalRen auch ein gemeinsames Interesse am Schutz der dortigen Na-
tur, die in den letzten Jahren zusehends insbesondere durch riicksichtslose Mountain-

biker in Gefahr gerat.

Auf Initiative des Heimat- und Kulturvereins Niederkriichten e.V., hier in Person von
Herrn Bernd Nienhaus, und auf niederlandischer Seite von Herrn Wilbert Dekker,
Ratsmitglied der Gemeinde Roermond, beschlossen am 18.08.2016 die Birgermeiste-
rinnen der Gemeinden Roerdalen, Frau de Boer-Beerta, und Roermond, Frau Don-

ders- de Leest, sowie Blrgermeister Wassong ein grenziberschreitendes Projekt mit
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folgenden Zielsetzungen ins Leben zu rufen:

e Schutz und Erhalt der Bodendenkmaler im Grenzgebiet ,Elmpter Wald*, ,Lise-
kamp“ und ,De Meinweg*;

¢ Natur- und Bodendenkmal schonende touristische Erschlie3ung;

e Schaffung von Informationsmdglichkeiten fir verschiedene Zielgruppen tber die
kulturhistorischen Hintergriinde und grenziiberschreitende Bedeutung der im Zu-
sammenhang mit dem Bodendenkmal stehenden Geschehnisse und Geschich-
te(n).

Die Projektbeteiligten sind sich dartiber einig, dass der zunehmenden Zerstérung durch
ricksichtslose Mountainbiker nicht allein durch Verbote begegnet werden kann. Viel-
mehr ware eine legal ausgewiesene Route fir Mountainbiker im Grenzgebiet sinnvoll,
um den groRRten Teil an den sensiblen Stellen des Bodendenkmals vorbei zu lenken.
Der uneinsichtigen Gruppe von Mountainbikern, hier handelt es sich nach Aussage von
Fachkundigen um in der Regel nicht organisierte Gruppen und Einzelpersonen sog.
Downhill-Bikern, wird man weiterhin mit Verboten und ordnungsrechtlichen Mal3nah-
men begegnen missen. Die Erarbeitung einer alternativen grenziberschreitenden
Mountainbike-Route durch das deutsch-niederlandische Grenzgebiet im Bereich Mid-
del-Limburg ist Gegenstand eines vom Naturpark Mass-Schwalm-Nette initiierten Eu-
regio-Projektes unter Beteiligung verschiedener Grenzgemeinden, Behérden, Instituti-

onen und Vereinen im Bereich Natur- und Umweltschutz, Radsport und Tourismus.

Im Rahmen des Projektes ist auch die Beteiligung an der ,Liberation Route® vorgese-
hen. Die ,Liberation Route Europe” ist eine grenziberschreitende Gedenkstrecke ent-
lang wichtiger Stationen des Zweiten Weltkrieges in GroRbritannien, Frankreich, Belgi-
en, Niederlande, Deutschland und Polen. Sie vermittelt an sog. Gedenksteinen in Form
von Hinweistafeln und digital via QR-Codes sowie einer App anschaulich die Geschich-
te und beispielhafte Geschichten zu dem jeweiligen Ort, u.a. auch durch kleine Hor-
spiele (Audio-Spots) und visuelle Animationen. In den Gemeinden Roerdalen und Ro-
ermond existieren bereits solche Stationen. Der Gedenkstein am ,Lisekamp® soll als
weiterer Ort in die ,Liberation Route“ aufgenommen werden. (Informationen hierzu un-

ter www.liberationroute.de)

Folgende Aktivitaten soll das Projekt umfassen:

e Auszeichnung einer ,Grenzgeschichte(n)- Route im ,Elmpter Wald“ als gekenn-
zeichneter Wanderweg;

e Auszeichnung einer ,Grenzgeschichte(n)- Fahrradroute” als Verbindung historisch

Niederschrift der 16. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 14 von 17


http://www.liberationroute.de/

bedeutsamer Orte zwischen den Gemeinden Roerdalen, Roermond und Nieder-
kriichten;

o Beteiligung an der ,Liberation Route” mit einer Horstelle / Audio-Spot am Gedenk-
stein ,LlUsekamp®;

e Aufstellen von Hinweistafeln mit Erlauterung zu kulturhistorischen Zusammenhéan-
gen und konkreten Geschichten im Zusammenhang mit den Geschehnissen
1944/1945;

e Aufstellen von Verbotstafeln im Bereich der Bodendenkmaéler mit dem Hinweis auf
Alternativrouten insbes. fir Mountainbiker;

e Durchfuihrung eines Erlebnistages am 21. Oktober 2017 ,,Grenzgeschichte(n)* mit
Er6ffnung des Wanderweges und Stationen, an denen konkrete Geschichten und
Erlauterungen vorgetragen werden;

o Durchfiihrung eines Radwandertages ,,Grenzgeschichte(n)* Gber die ,Liberation

Route” (Roermond — Roerdalen — Niederkriichten) in der ersten Jahreshalfte 2018.

Bisher wurden im Vorfeld neben den 0.g. Gemeinden folgende Institutionen, Vereine,
Behorden und Personen eingebunden:

Deutschland:

e Heimat- und Kulturverein Niederkruchten e.V. (Herr Bernd Nienhaus)

e Frau Beate Siegers (Landschaftswarterin)

e Landschaftsverband Rheinland (Herr Martin VVollmer-Konig)

¢ Regionalforstamt (Oberforstrat Zebunke)

e Dr. Martin Seltmann (Fachmann Militargeschichte)

e Kreis Viersen (Untere Naturschutzbehérde & Obere Denkmalschutzbehdrde)
e Biologische Station (Dr. Ansgar Reichmann)

o Niederrhein-Tourismus (Frau Baumgartner)

e Naturpark Maas-Schwalm-Nette (Dr. Leo Reyrink)

o Naturpark Schwalm-Nette (Herr Michael Puschmann)

Niederlande

e Herr Wilbert Dekkers

e Milieu- en Heemverkunevereniging Swalmen

o Heemverkunevereniging Maas- en Swalmdal

e Heemverkunevereniging Roersteek

e Dwayne Beckers (Fachmann Militargeschichte)

e ATB - club Extreme Swalmen (Mountainbike-Club)
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e TWC Posterholt (Mountainbike-Club)
o ATB Club grenzeloos (Mountainbike-Club)

Finanzierung:

Die kalkulierten Kosten belaufen sich auf 45.000,- € in folgender Zuordnung:

20.000,- € - Erarbeitung, Herrichtung und Auszeichnung eines Wanderweges sowie

einer Fahrradroute ,,Grenzgeschichte(n)* mit Info- und Hinweistafeln;

e 10.000,- € - Offentlichkeitsarbeit (Flyer, Infomaterial, Website)

e 10.000,- € - Beteiligung an der ,Liberation Route®;

e 5.000,- € - Durchfuihrung eines Erlebnistages zur Ertffnung des Wanderweges
sowie eines Radwandertages (s.0.)

Fir dieses Projekt soll ein Antrag auf Fordermittel aus dem ,People-to-People“ - IN-

TERREG-Programm Deutschland-Nederland 2014-2020 gestellt werden. Die mégliche

Forderhdhe betragt 50 %, somit 22.500,- €.

Die verbleibenden Kosten wirden auf die drei beteiligten Gemeinden zu gleichen Tei-

len aufgeteilt, somit ergibt sich ein Betrag in Hohe von 7.500,- € pro Gemeinde.

Birgermeister Wassong erlautert den Sachverhalt.

Die Ratsmitglieder Wahlenberg und Mankau sprechen sich fiir den Beschlussvorschlag

aus.

Sodann beantwortet Birgermeister Wassong eine Frage des Ratsmitgliedes Coenen

zum Umgang mit den Mountainbikern.

Ratsmitglied Jans bittet, als Kontaktperson des Heimat- und Kulturvereins Niederkriich-
ten 1975 e. V. Herrn Werner Tiskens aufzuftihren.

Der Haupt- und Finanzausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Die Beteiligung am grenziberschreitenden Projekt ,Grenzgeschichte(n)* gemeinsam

mit den Gemeinden Roerdalen und Roermond wird beschlossen.

4) Entwicklungsgesellschaft "Energie- und Gewerbepark Elmpt" mbH 582-2014/2020
EGE
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Auf Vorschlag des Rates der Gemeinde Niederkrichten soll die Thematik Entwick-
lungsgesellschaft ,Energie- und Gewerbepark Elmpt“ (EGE) als fester Tagesordnungs-
punkt in die Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses aufgenommen werden.

Es ist nichts zu berichten.

Die Verwaltung wird in der Sitzung Uber den aktuellen Stand mundlich berichten.

5) Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern 575-2014/2020

Auf Vorschlag des Haupt- und Finanzausschusses soll die Thematik ,Unterbringung
und Betreuung von Asylbewerbern und Flichtlingen® als fester Tagesordnungspunkt in
die Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses aufgenommen werden.

Die Verwaltung wird in der Sitzung Uber den aktuellen Stand mundlich berichten.

Es ist nichts zu berichten.

6) Mitteilungen des Birgermeisters

Es liegen keine Mitteilungen vor.

Der Burgermeister schlief3t die Sitzung.

gez.Wassong gez.

Blrgermeister
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iederkriichten

Gemeinde Niederkriichten Niederkriichten, den 20.02.2017
Der Burgermeister

Zentrale Dienste, Kultur und Tourismus

Aktenzeichen: 10 13 00

Vorlagen-Nr. 565-2014/2020
Sachbearbeiter: Birgermeister Karl-Heinz Wassong

offentlich

Beratungsweg

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2017
Rat der Gemeinde Niederkriichten 21.03.2017

Umsetzung von MalBhahmen der interkommunalen Zusammenarbeit:
- Bereitschaftsdienst der Bauhofe
- Rentenversicherungsangelegenheiten

- Wohngeld

Sachverhalt:

Im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit arbeiten die Ordnungsamter der Gemeinden
Briiggen, Niederkrtichten und Schwalmtal bereits seit dem 30. Marz 2007 bei der Durchfiihrung
des gemeinsamen Bereitschaftsdienstes zusammen. Die Zusammenarbeit erfolgt reibungslos
im Wechsel von drei Wochen. Damit reduzieren sich in jeder Kommune die Einsatzkosten auf
ein Drittel.

Weitere gréRere Projekte konnten bisher trotz einiger Antrage aus den verschiedenen Fraktio-
nen der beteiligten Gemeinderate nicht realisiert werden. In der Praxis leisteten sich die Betei-
ligten auf der Arbeitsebene jedoch schon mehrfach unbirokratische Hilfestellungen.
Schliel3lich vereinbarten die Burgermeister Gellen (Briiggen), Wassong (Niederkriichten) und
Pesch (Schwalmtal) Ende 2015 einvernehmlich und verbindlich, dass in Frage kommende Ko-
operationsfelder auf eine Zusammenarbeit hin untersucht werden sollen, und zwar

- nach Priorisierung der Burgermeister

- durch ein Moderatorenteam (pro Kommune ein/e Moderator/in)

- mit den Zielen der Haushaltskonsolidierung, zur Starkung der Westregion und zur Entwick-

lung gemeinsamer Zukunftsperspektiven.
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Als weitere Pramisse fur eine Zusammenarbeit wurde festgelegt, dass jedwede Kooperation
kein Selbstzweck sein soll, sondern sich zumindest perspektivisch ein Mehrwert fiir alle Beteilig-
ten ergeben muss.

Fur den "ersten Aufschlag" wurden die folgenden Handlungsfelder festgelegt:

- Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen der Bauhofe (Moderation Briiggen)
- Gemeinsame Bearbeitung von Wohngeldantrdgen (Moderation Schwalmtal).

Das letztgenannte Handlungsfeld wurde im Rahmen der Untersuchung um das Sachgebiet

Rentenversicherungsangelegenheiten erweitert.

Die einzelnen Untersuchungen fuhrten zu folgenden Ergebnissen:

Zusammenarbeit der Bauhofe

a) Gemeinsamer Bereitschaftsdienst

Analog des seit dem 30. Méarz 2007 erfolgreich praktizierten gemeinsamen Bereitschaftsdiens-
tes der Ordnungsamter der Gemeinden Briiggen, Niederkrichten und Schwalmtal ist nach in-
tensiven Gesprachen unter Beteiligung der Bauhofleiter vorgesehen, zum 1. April 2017 auch
den Bereitschaftsdienst der Bauhofe in Form einer Kooperation durchzufiihren. Die hierzu ab-
zuschlielBende o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung wurde bereits von der Kommunalaufsicht als
genehmigungsfahig bewertet und ist als Anlage 1 beigeflgt.

Im Drei-Wochen-Rhythmus soll die Dienst habende Gemeinde die anfallenden Arbeiten auch
auf dem Gebiet der beiden anderen Kommunen erledigen. Der Dienstplan wird fur ein Jahr im
Voraus unter Federfuihrung der Gemeinde Niederkriichten abgestimmt und erstellt.

Gemal § 6 der Vereinbarung tragen die Beteiligten ihre jeweils anfallenden Personal- und
Sachkosten grundsétzlich selbst. Auf eine Spitzabrechnung und gegenseitige Aufrechnung soll
im Hinblick auf die sich ausgleichenden Einsétze somit verzichtet werden. Eine Uberpriifung
dieser Vereinfachung erfolgt nach Ablauf des ersten Jahres. Lediglich Materialkosten (z.B. Bin-
demittel zur Beseitigung von Olspuren) sind nach dem Verursacherprinzip von der betroffenen
Gemeinde zu erstatten. Anschaffungskosten fur Einsatzmittel bzw.-geréte fur die gemeinsame
Nutzung durch alle drei Kommunen werden gedrittelt.

An den Abstimmungsgesprachen nahmen auch Vertreter der Stadt bzw. des Bauhofes der
Stadt Nettetal teil, die an einer Beteiligung grof3es Interesse haben. Es wurde abschlieRend

vereinbart, die Kooperation zun&chst mit den drei kleineren Westkommunen zu beginnen und
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nach Ablauf eines Jahres und auf Basis der dann gemachten Erfahrungen eine Erweiterung um

den Bauhof der Stadt Nettetal erneut zu prufen.

Nach den tariflichen Bestimmungen handelt es sich hier bei den Bereitschaftszeiten um Zeiten,
in denen sich der Mitarbeiter am Arbeitsplatz oder einer anderen vom Arbeitgeber bestimmten
Stelle zur Verfiigung halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbststandig, ggfls. auch auf
Anordnung aufzunehmen und in denen die Zeiten ohne Arbeitsleistung tberwiegen, z. B. Er-
satzbeschilderung, Absperrmanahmen, Olspurenbeseitigung jeweils nach Verkehrsunfallen,
Absperrungen bei plétzlich aufgetretenen Stral3enschéden, Saubern von Unfallstellen, Entsor-

gung von Tierkadavern.

Da derzeit der Bereitschaftsdienst der Bauhdfe in Schwalmtal und Niederkriichten kostenmafig
fur jeweils nur einen Mitarbeiter anfallt, kiinftig im Rahmen der Kooperation jedoch alle drei Wo-
chen standig mit zwei Mitarbeitern gefahren wird, ergibt sich eine Personalkosteneinsparung

von jahrlich rd. einem Drittel der heutigen Aufwendungen. Bei der Gemeinde Niederkriichten ist

mit einer kalkulierten Einsparung in Hoéhe von ca. 6.500,00 Euro zu rechnen.

Bei den Gemeindewerken Briiggen ist bisher keine Bauhofbereitschaft installiert. Insoweit ergibt
sich dort durch die Neueinrichtung zwar kein monetérer Vorteil, jedoch ist durch die angestrebte

Kooperation eine rechtssichere und effiziente Aufgabenwahrnehmung sichergestelit.
Da der Bauhof der Gemeinde Schwalmtal in die Schwalmtalwerke ASR integriert ist, wird der
Vorstand gemaf § 4 der Unternehmenssatzung die Entscheidung zum Abschluss der offentlich-

rechtlichen Vereinbarung mittragen.

b) Weitere Handlungsfelder

Im Hinblick auf eine Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen den Bauhdfen der drei kleineren

Gemeinden im Westkreis und der Stadt Nettetal wurden dartber hinaus folgende Vereinbarun-

gen getroffen:

1. Kostenlose gegenseitige Ausleihe von Geraten und Maschinen innerhalb der Bauhéfe, wo-
bei die Verbrauchkosten (Benzin, Strom etc.) grundsétzlich vom Entleiher getragen werden

2. Gemeinsame Ausschreibung des Jahresbedarfs fur das Jahr 2017 fir den Bereich Zube-
hor/Ersatzteile/Betriebsstoffe unter Federfiihrung der Gemeinde Briggen

3. Gemeinsame Ausschreibung des Jahresbedarfs fur das Jahr 2017 fur die Beschaffung von

Kleintransportern und PKW unter Federfihrung der Stadt Nettetal
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4. Gemeinsame Buchung von Lehrgangen und Unterweisungen der Bauhofmitarbeiter an der

DEULA Rheinland in Kempen unter Gewahrung eines pauschalen Rabattes von 5%

Seit den Gesprachen findet ein regelmaRiger Erfahrungsaustausch zwischen den Bauhdfen und

eine Intensivierung in der Zusammenarbeit statt.

Gemeinsame Bearbeitung von Rentenversicherungsangelegenheiten

Diese Dienstleistung wird derzeit nur von der Gemeinde Schwalmtal mit 10 Wochenstunden
angeboten. In Briiggen und Niederkriichten sind die Stellen vakant. Die pflichtige Sachbearbei-
tung umfasst die Annahme und Weiterleitung von Rentenantréagen an die Deutsche Rentenver-
sicherung (DRV). Inkludiert ist dabei die Hilfestellung bei der Antragsausfullung sowie die Ertei-
lung von Auskinften grundsatzlicher Art, die lediglich sozialrechtliche Grundkenntnisse voraus-
setzen. Auch fir die Untersuchung dieses Sachgebietes wurden die Kennzahlen der GPA be-
rtcksichtigt. Die Fallzahlen aus Vorjahren aus Briggen und Schwalmtal deuten darauf hin, dass

durchschnittlich 140 Beratungsfalle pro Kommune und Jahr anfallen.

In Anlehnung an den von der GPA festgestellten Mittelwert von 734 Fallen/VZA ergibt sich im
Falle einer Kooperation eine Mindeststellenausstattung von 0,57 VZA. Beruicksichtigt man dar-
uber hinaus einen zuséatzlichen Stundenbedarf fir Fahrt- und Ristzeiten anlasslich der Bera-
tungsangebote fur den Birger in den Nachbarkommunen (je an einem Vormittag in der Woche),
ergibt sich ein Gesamtstellenbedarf von 0,77 VZA (30 Wochenstunden).

Diesen Bedarf kann die Gemeinde Briiggen fir alle drei Kommunen abdecken. Dabei ergeben

sich die folgenden monetaren Konsequenzen:

Verteilung:
Schwalmtal bisher Stellenanteil allein 0,26 VZA EG 6 Kinftig
Brutto PK 12.792 € Erst. an Briggen 19.465 €
SK 1 x9.700 9.700 €
GK 20 % 2.558 €
25.050 € 19.465 €

Verbesserung: 5.585 € p.a.

Sowie 10 Wochenstunden zur anderweitigen Verwendung
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Bruggen bisher (unbesetzter) Stellenanteil allein 0,4 VZA EG 8

Brutto PK 21.080 € Kinftig

SK 1 x9.700 9.700 € Gesamtkosten 58.395 €

GK 20 % 4.216 € - Erstattungen 38.930 €
34.996 € 19.465 €

Verbesserung: 15.531 € p.a.

Niederkriichten bisher unbesetzt Kinftig
Erst. an Briiggen 19.465 €

Auch fur den Bereich der pflichtigen Rentenberatung haben sich die Blrgermeister daher da-
rauf verstandigt, die Aufgabe klinftig gemeinsam wahrzunehmen. Auch dieser Entwurf einer

offentlich-rechtlichen Vereinbarung ist genehmigungsfahig und als Anlage 2 beigefugt.

Gemeinsame Bearbeitung von Wohngeldantragen

Unter Zugrundelegung der Kennzahlen der Gemeindeprifungsanstalt NW (GPA) aus dem Be-
richtsjahr 2012 zum Personaleinsatz fir die Wahrnehmung dieser Aufgabe in kleinen kreisan-
gehorigen Kommunen befanden sich die Gemeinden Niederkriichten (0,39) und Schwalmtal
(0,35) im Untersuchungszeitraum deutlich (positiv) unterhalb des Mittelwertes von 0,53 Vollzeit-
stellen (VZA) pro 10.000 Einwohner. In Briiggen (0,65) lag der Wert leicht dariiber. Da die Per-
sonalausstattung stark von der Fallzahl gepragt ist, gehdrt die Kennzahl "Zahl der Wohngeldbe-
rechnungsfélle pro Vollzeit-Stelle" mit in die Betrachtung. Hier lagen die Fallzahlen der einzel-
nen Gemeinden (Briggen 150, Niederkriichten 163 und Schwalmtal 201) jedoch deutlich unter
dem von der GPA festgestellte Mittelwert von 595 Fallen/VZA.

Aufgrund dieser Feststellungen erscheint eine interkommunale Zusammenarbeit durchaus sinn-
voll, zumal die gleichen Rechtsgrundlagen beachtet werden miissen und die gleiche Software
eingesetzt wird. Aufgrund der vorhandenen personellen und raumlichen Ausstattung sowie der
hdchsten Fallzahlen wurde von den Birgermeistern einvernehmlich entschieden, dass diese
Aufgabe zentral von der Gemeinde Schwalmtal durchgefiihrt wird unter Beachtung folgender

Pramissen:

- Die kommunale Zusammenarbeit sollte mandatierend gemal § 23 Absatz 2 Satz 2 des Ge-
setzes Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) sein, d. h. die Rechte und Pflichten der
jeweiligen Bewilligungsbehdrden werden nicht beeintrachtigt. Die Aufgabenwahrnehmung er-

folgt quasi "in Vertretung" der zustandigen Behorde. Damit verbleibt die Entscheidung tber
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das Fuhren von Rechtsstreiten als auch die Vollstreckung von Forderungen in Zustandigkeit

der jeweiligen Gemeinde.

- In der gemeinsamen Wohngeldstelle sollten standig zwei Mitarbeiterinnen beschaftigt sein,
zum einen wegen der gegenseitigen Vertretung und zum anderen zur Sicherstellung des

Vieraugenprinzips in der Sachbearbeitung bzw. in der genutzten Software.

- Neben der Moglichkeit fur die Burger aus Bruggen und Niederkriichten, ihre Unterlagen in
ihrem jeweiligen Burgerservice abgeben zu kdnnen, wird zuséatzlich ein so genannter Ser-
vicetag angeboten, an dem eine Sachbearbeiterin der Wohngeldstelle Schwalmtal an einem

Vormittag in der Woche zur Beratung vor Ort zur Verfligung steht.

- Der Kostenausgleich soll Gber eine Kostenregelung in der hierzu abzuschlieRenden offent-
lich-rechtlichen Vereinbarung erfolgen. Konkret werden die Erstattungsbetrage der Nachbar-
kommunen von der Gemeinde Schwalmtal im Folgejahr der Dienstleistung nach der Zahl der
Wohngeldberechnungsfélle jeweils zum 31. Dezember des Abrechnungsjahres und auf Ba-
sis der Werte aus dem KGSt-Bericht "Kosten eines Arbeitsplatzes" festgelegt. Dabei werden
die tatsachlichen Bruttopersonalkosten der Sachbearbeiterinnen zugrunde gelegt zzgl. einer
Sachkostenpauschale (9.700 € pro Arbeitsplatz) und einer Gemeinkostenpauschale (20 %
der Bruttopersonalkosten) gemanR dem vorgenannten Gutachten. Hinzu kommen anteilig

mogliche Aus- und Fortbildungskosten.

Durch die am 01.01.2016 in Kraft getretene Novelle des Wohngeldrechtes haben sich die Fall-
zahlen in allen drei Kommunen in nicht unerheblichem Mal3e von 514 Wohngeldberechnungs-
fallen im Jahr 2015 auf 707 Wohngeldberechnungsfélle im Jahr 2016 erhght und es wird ein
Verbleiben auf diesem Niveau erwartet. Basierend auf dem von der GPA festgestellten Mittel-
wert von 595 Fallen pro Vollzeitaquivalent (VZA) ergibt sich somit bei 707 Fallen ein Stellenbe-
darf fur alle drei Kommunen von 1,19 VZA. Unter Beriicksichtigung von Fahrt- und Riistzeiten
an den Servicetagen in Niederkrichten und Briiggen ergibt sich ein Personalbedarf von insge-
samt 1,23 VZA (48 Wochenstunden).

Fur die einzelne Kommune stellt sich die Situation wie folgt dar:

Bruttopersonalkosten p.a. fir 1,23 VZA EG 9a (48 Std./Wo.)
Grundsétzlich spitz gem. § 3 Absatz 2 der ORV

Hier hilfsweise gem. KGSt ,,Kosten eines AP 2016/2017“ 74.784 €
zzgl. Sachkostenpauschale (2 AP a 9.700 €) 19.400 €
zzgl. Gemeinkostenpauschale (20 % von Bruttopersonakosten) 14.957 €
umzulegende Gesamtkosten 109.141 €
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Zahl der Wohngeldberechnungsfalle (2016)

Anteiliger Kostenbetrag Anteil in %
Schwalmtal 279 43.070 € 39
Briggen 198 30.566 € 28
Niederkriichten 230 35.505 € 33
707 109.141 € 100

Die nachstehende Gegeniberstellung der Kosten der gemeinsamen Sachbearbeitung im

Bereich Wohngeld ergibt folgendes Bild:

Schwalmtal bisher Stellenanteil allein 0,67 VZA EG 9a Kinftig
(Darstellung geman Brutto PK 40.736 € Gesamtkosten 109.141 €
Gemeinde Schwalm-  SK 1 x9.700 9.700 € - Erstattungen 66.071 €
tal) GK 20 % 8.147 €
58.583 € 43.070 €
Verbesserung: 15.513 € p.a.
Briiggen bisher Stellenanteil allein 1,0 VZA EG 9a Kinftig
(Darstellung geman Brutto PK 60.800 € Erst. an Schwalmtal 30.566 €
Gemeinde Schwalm-  SK 1 x9.700 9.700 €
tal) GK 20 % 12.160 €
82.660 € 30.566 €
Verbesserung: 52.094 € p.a.

sowie 1 VZ-Kraft zur anderweitigen Verwendung

Niederkriichten bisher Stellenanteil allein 0,39 VZA EG 8 Kinftig

(eigene Darstellung) Brutto PK (52.700 €) 20.553,00 € Erstattung an
SK 5.596,15 € (9.700 : 26 x 15) Schwalmtal 35.505 €
GK 20 % 4.110,60 €
30.259,75 € 35.505 €

Differenz: - 5.245,25 € p.a.
sowie eine TZ-Kraft (15 Std.) zur anderweitigen Verwendung

Der Entwurf einer 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung (s. Anlage 3) wurde von der Kommu-
nalaufsicht bereits vorgepruft und fur genehmigungsféahig befunden. Es wird daher vorgeschla-
gen, zum 1. April 2017 die gemeinsame Bearbeitung der Wohngeldaufgaben durch die Ge-
meinde Schwalmtal auch fir die Gemeinden Briiggen und Niederkriichten auf Basis des beige-

fagten Entwurfes durchzufthren.

Die Burgermeister sehen die Zusammenarbeit in den o. a. Bereichen als den Beginn eines lau-

fenden Prozesses, in dessen Rahmen weiterer Handlungsfelder auf eine mogliche Umsetzung
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der interkommunalen Zusammenarbeit untersucht werden mit dem Ziel einer insgesamt fur alle

Beteiligten effizienteren Aufgabenwahrnehmung.

Beschlussvorschlag:

1. Es wird beschlossen, zum 1. April 2017 die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tber die
Durchfiihrung des gemeinsamen Bereitschaftsdienstes der Bauhofe der Gemeinden Briig-
gen und Niederkrichten sowie der Schwalmtalwerke A6R entsprechend dem vorliegenden
Entwurf abzuschlieRen.

2. Es wird beschlossen, zum 1. April 2017 die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tber die
Wahrnehmung von Aufgaben der Rentenberatung entsprechend dem vorliegenden Entwurf

abzuschlieRen.

3. Es wird beschlossen, zum 1. April 2017 die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tber die
Wahrnehmung von Aufgaben der Wohngeldstelle entsprechend dem vorliegenden Entwurf

abzuschlieRen.

Anlage(n):

1. Entwurf einer 6rV fir den gemeinsamen Bereitschaftsdienst der Bauhofe
2. Entwurf einer 6rV Uber die Wahrnehmung der Aufgaben der Rentenberatung
3. Entwurf einer 6rV Uber die Wahrnehmung von Aufgaben der Wohngeldstelle

gez. Wassong
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Entwurf

Zwischen

der Burggemeinde Briiggen, KlosterstralRe 38, 41379 Briiggen,
vertreten durch Herrn Birgermeister Frank Gellen,

und

der Gemeinde Niederkriichten, LaurentiusstraRe 19, 41372 Niederkriichten,

vertreten durch Herrn Blirgermeister Karl-Heinz Wassong,

und

der Schwalmtalwerke AOR, Markt 20, 41366 Schwalmtal,

vertreten durch Herrn Vorstand Dirk Lankes,

nachfolgend Beteiligte genannt,

wird nachstehende

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
Uber die Durchfihrung des gemeinsamen Bereitschaftsdienstes der Bauhdfe der

Gemeinden Briuggen und Niederkriichten sowie der Schwalmtalwerke AGR

getroffen:

Praambel
Zur Einsparung von Kosten, der Erzielung von Synergieeffekten sowie zur Beseitigung technischer Sto6-
rungen und plétzlich auftretender Gefahrstellen in gemeindlichen Einrichtungen und im 6ffentlichen Ver-
kehrsraum, deren Behebung durch den Bauhof keinen Aufschub duldet, sowie zur Unterstiitzung des ord-
nungsbehordlichen Bereitschaftsdienstes gemaf der ,Vereinbarung tGber die Durchfihrung des gemein-
samen Bereitschaftsdienstes der Ordnungsamter der Gemeinden Bruggen, Niederkriichten und
Schwalmtal“ vom 23. Marz 2007 richten die Beteiligten einen gemeinsamen Bereitschaftsdienst der Bauho-

fe ein.

Der Bereitschaftsdienst kann auf Anforderung durch den jeweiligen Beamten vom Dienst (BvD) des ord-
nungsbehordlichen Bereitschaftsdienstes, durch die Kreisleitstelle Viersen sowie durch die Kreispolizeibe-

horde Viersen ausgeldst werden.
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§1
Bestellung
Die Beteiligten stellen geeignete Dienstkrafte flr den gemeinsamen Bereitschaftsdienst der Bauhofe zur
Verfugung. Fur alle Fahrten im Rahmen des Rufbereitschaftsdienstes gilt die erforderliche Dienstreisege-

nehmigung als erteilt.

§2
Zeitliche Abgrenzung
Analog der Regelung fiir den gemeinsamen Bereitschaftsdienst der Ordnungsamter erfolgt der Bereit-
schaftsdienst im Drei-Wochen-Rhythmus im Wechsel unter den Beteiligten durch jeweils 2 Kréfte eines
Bauhofes gemé&nR Dienstplan. Der Bereitschaftsdienst beginnt jeweils Freitag zum Ende der reguléren

Dienstzeit und endet am darauffolgenden Freitag mit dem Beginn der regularen Dienstzeit.

§3
Erreichbarkeit und weitere Pflichten
Die beiden diensthabenden Mitarbeiter bekommen firr die Dauer des Bereitschaftsdienstes jeweils ein Mo-
biltelefon zur Verfiigung gestellt. Dies ermdglicht den Mitarbeitern, sich unabhéngig vom eigenen Telefon-
anschluss bewegen zu kdnnen. Befindet sich der bereitschafthabende Mitarbeiter in einem Bereich, in dem
er Uber das Mobiltelefon nicht erreicht werden kann, so hat er unverzuglich diesen Bereich zu verlassen
oder aber eine Anrufweiterschaltung auf ein Telefon im Festnetz zu schalten, das sich in seinem Einfluss-

bereich befindet.

Der zum Rufbereitschaftsdienst eingeteilte Mitarbeiter ist verpflichtet, wahrend der Rufbereitschaft das
Mobiltelefon im betriebsbereiten Zustand bei sich zu tragen und auf Anruf den Dienst aufzunehmen. Er hat
daflir Sorge zu tragen, dass er im Einsatzfalle innerhalb von 30 Minuten seinen Heimatbauhof erreichen

und von dort aus die Arbeit aufnehmen kann.

§4
Dienstplan
Der jahrliche Dienstplan wird gemeinsam von den Beteiligten unter Federfihrung des Bauhofes der Ge-
meinde Niederkrichten erstellt. Falls besondere Grinde die Abweichung vom Dienstplan erforderlich ma-
chen, wird die Vertretungsfrage vom laut Plan diensthabenden Bauhof geregelt. Der Dienstplan ist der
Kreisleitstelle vorzulegen. Uber die tatsachlichen Einsatze und Einsatzzeiten in den jeweils anderen Ge-

meinden sind diese Uber Einsatzbelege zeitnah zu unterrichten.

8§85
Freizeitausgleich/Entschadigung

Die im Bereitschaftsdienst tatigen Mitarbeiter erhalten fur die Zeit ihrer Rufbereitschaft einschlieflich ihrer
Heranziehung zur Dienstleistung (z. B. Rust-/Fahrtzeiten) bzw. zur Sicherstellung einer jederzeitigen
Dienstaufnahme Freizeitausgleich bzw. Mehrarbeitsvergiitung nach den gesetzlichen und tariflichen Best-

immungen entsprechend der bei den Beteiligten getroffenen Regelung.
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g6
Kostenregelung
Die auf sie entfallenden Kosten des Bereitschaftsdienstes tragen die Beteiligten selbst. Auf eine Abrech-
nung der im jeweiligen Bereitschaftsdienst angefallenen Uberstunden wird aufgrund der zu erwartenden
homogenen Verteilung verzichtet. Eine Uberpriifung dieser Vereinfachung erfolgt nach Ablauf des ersten
Jahres, somit zum 31. Marz 2018. Materielle Aufwendungen im Rahmen des Bereitschaftsdienstes werden
nach dem Verursacherprinzip zwischen den Beteiligten materiell erstattet. Sofern im Rahmen des gemein-

samen Bereitschaftsdienstes Beschaffungskosten anfallen, werden diese unter den Beteiligten gedrittelt.

87
Inkrafttreten/Geltungsdauer
Die Vereinbarung tritt am 1. April 2017 in Kraft und gilt zunachst fir ein Jahr. Sie verlangert sich still-
schweigend jeweils um ein weiteres Jahr, wenn sie nicht von einer der Vertragsparteien unter Einhaltung
einer Frist von drei Monaten zum Jahresende schriftlich gektindigt wird. Die Mitwirkungsrechte der Perso-

nalvertretung sowie die Mdglichkeit einer einvernehmlichen Aufhebung bleiben unberthrt.

Fir die Burggemeinde Briiggen
Briiggen, den
Frank Gellen

Blrgermeister

Fir die Gemeinde Niederkriichten
Niederkriichten, den
Karl-Heinz Wassong

Blrgermeister

Fir die Schwalmtalwerke ASR
Schwalmtal, den
Dirk Lankes

Vorstand



Offentlich-rechtliche Vereinbarung
Uber die Wahrnehmung von Aufgaben der Rentenberatung

zwischen

der Burggemeinde Briiggen,
vertreten durch den Blrgermeister

und

der Gemeinde Niederkrichten,
vertreten durch den BlUrgermeister

und

der Gemeinde Schwalmtal,
vertreten durch den Blrgermeister

Die Burggmeinde Briiggen schlie3st mit den Gemeinden Niederkriichten und Schwalmtal
geman 83 Absatz 5 und 6 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) i.V.m. 88 1 und 23 ff. des
Gesetzes liber kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV NRW S. 621), zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom 3.
Februar 2015 (GV. NRW. S. 204) nachfolgende offentlich-rechtliche Vereinbarung:

8 1 Gegenstand der Vereinbarung

(2) Die Burggemeinde Briiggen verpflichtet sich, gemaf § 23 Absatz 2 Satz 2 GKG NRW
(Mandat) die Aufgaben der Rentenberatung (Rentenversicherungsangelegenheiten)
nach MaRRgabe von 8§ 15 Absatz 2 SGB | und 816 Absatz 1 SGB | fUr die Gemeinden
Niederkriichten und Schwalmtal durchzufuhren.

§ 2 Organisation und Personal

(1) Die Organisation der Rentenberatung sowie die Bereitstellung des benétigten
Personals und der Sachmittel obliegt der Burggemeinde Briiggen. Sie kann
insbesondere im Rahmen der durchzufihrenden Aufgabe bestimmen, welche
Mitarbeiter mit der Aufgabenerfillung betraut und welche Sachmittel eingesetzt
werden. Dienstort ist das Rathaus der Burggemeinde Briiggen.

(2) In der Rentenberatung wird eine Sachbearbeiterin in der Entgeltgruppe 8
TV6D mit einem Stellenanteil von 0,76 Vollzeitaquivalenten (entspricht 30
Wochenstunden auf Basis einer wdchentlichen Arbeitszeit von 39 Stunden) fur die
Rentenberatung in allen drei Kommunen eingesetzt.



(4)

(5)

(1)

(2)

3)

(4)

(3) Sollte sich der Arbeitsaufwand insgesamt erheblich und erwartungsgeman dauerhaft,

d. h. Gber 20 % verandern, so werden die Vertragspartner eine einvernehmliche
Anpassung des eingesetzten Stellenanteils vereinbaren. Hierflr bedarf es dann nicht
einer Anderung dieser Vereinbarung.

Far die Aufnahme der Antrage nutzen alle Beteiligten die von der DRV Rheinland
angebotene Software. Die Burggemeinde Briiggen wird der Sachbearbeiterin diese
Software auf einem eigenen Notebook zur Verfligung stellen.

Antragssteller aus Niederkriichten und Schwalmtal kénnen ihre Antrage auch weiterhin
bei den Gemeindeverwaltungen Niederkriichten und Schwalmtal fristwahrend
einreichen (ohne Beratungsumfang). Zusatzlich wird in den beiden Gemeinden jeweils
an einem Vormittag in der Woche ein Beratungsservice eingerichtet, der von der
Mitarbeiterin der Rentenberatung auf3erhalb von Urlaubs-, Krankheits- und
Fortbildungszeiten durchgefuhrt wird.

§ 3 Kostenerstattung und -verteilung

Fur die Ubernahme der Aufgaben nach § 1 erhalt die Burggemeinde Briiggen eine
Erstattung der Kosten von den Gemeinden Niederkrichten und Schwalmtal.

Die Hohe der Kostenerstattung richtet sich nach der Zahl der

Rentenberatungsfalle jeweils zum 31.12. des Abrechnungsjahres als

prozentualer Anteil an der Gesamtzahl dieser fir ein Kalenderjahr kumulierten
Fallzahlen gemaf der in der Rentenberatungsstelle geflihrten Statistiken.

Dieser Verteilungssatz wird auf die Summe des Personal- und Sachaufwandes geman
dem im Monat Februar des Folgejahres geltenden KGSt-Berichtes ,Kosten eines
Arbeitsplatzes® angewendet.

Dabei werden die tatsachlich angefallenen Bruttopersonalkosten inklusive der
Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung und der Umlagen und Beitrage zur ZVK im
Rahmen des in § 2 Absatz 2 vereinbarten Umfangs zugrunde gelegt. Die Sach- und
Gemeinkosten werden pauschal gemaf den Vorgaben des vorgenannten KGSt-
Berichtes ermittelt. Hinzu kommen angefallene Aus- und Fortbildungskosten.

Die Kostenerstattungsbetrdge werden von der Burggemeinde Briiggen bis Ende
Februar des Folgejahrs berechnet und bei den Gemeinden Niederkriichten und
Schwalmtal angefordert. Die Erstattungsbetrage sind innerhalb der folgenden zwei
Wochen ab der schriftlichen Anforderung zu Uberweisen. Zum 31.8. ist jeweils eine
Abschlagszahlung in Hohe von 50% des zuletzt festgesetzten Abrechnungsbetrages
zu leisten.

Die Vertragspartner gehen davon aus, dass die Burggemeinde Briiggen hinsichtlich der
Aufgabenwahrnehmung fiir die Gemeinden Niederkriichten und Schwalmtal nicht
umsatzsteuerbar bzw. - pflichtig ist. Sollte sie jedoch wider Erwarten seitens der
Finanzverwaltung zur Umsatzsteuer veranlagt werden, so kann sie die gesetzliche
Umsatzsteuer durch entsprechende Rechnungsstellung nacherheben. Die Gemeinden
Niederkriichten und Schwalmtal verzichten diesbeztiglich bereits jetzt unwiderruflich
auf die Einrede der Verjahrung.



(2)

3)

(1)
(2)

(1)

()

3)

(4)

Fir die

8 4 Datenubergabe und -schutz

Das Verarbeiten der von den Gemeinden Niederkriichten und Schwalmtal zur
Verfligung gestellten personenbezogenen Daten durch die Burggemeinde Briiggen ist
nach den Vorgaben des Landesdatenschutzgesetzes fur das Land Nordrhein-
Westfalen nur insoweit gestattet, wie es fiir die geman § 1 dieses Vertrages
Ubertragenen Aufgabe erforderlich ist.

Die gespeicherten Daten sind an die Gemeinde Niederkriichten bzw. Schwalmtal zu
Ubergeben bzw. zu I6schen, wenn der Vertrag gekindigt wird oder ihre Kenntnis zur
Erfullung der Aufgaben gemal § 1 dieses Vertrages nicht mehr erforderlich ist.

8§ 5 Vertragsdauer und Kiindigung
Diese Vereinbarung wird zum 1. April 2017 wirksam und lauft auf unbestimmte Zeit.

Eine Kiundigung dieser Vereinbarung kann jeweils zum 31.12 eines jeden Jahres unter
Einhaltung einer Kiindigungsfrist von sechs Monaten erfolgen. Die Kiindigung ist
schriftlich zu erklaren. Die Mdglichkeit einer einvernehmlichen Aufhebung bleibt
unberdhrt.

§ 6 Schlussbestimmungen

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages rechtsunwirksam oder nicht
durchfuhrbar sein oder werden, so wird dadurch die Gliltigkeit der Gesamtvereinbarung
im Ubrigen nicht beriihrt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Klauseln
durch neue Vereinbarungen zu ersetzen, die wirksam sind und dem urspriinglich
gewollten Ergebnis am nachsten kommen.

Im Falle von Regelungsliicken gilt als vereinbart, was die Vertragsparteien nach dem
Sinn und Zweck des Vertrages verninftigerweise vereinbart hatten, wenn sie den
Sachverhalt von vornherein bedacht hatten.

Bei Anderungen von Gesetzen und Verordnungen, die sich auf diese Vereinbarung
auswirken, werden die Vertragsparteien innerhalb einer angemessenen Frist
Verhandlungen Uber eine ggf. notwendige Anpassung aufnehmen.

Anderungen, Erganzungen und die Aufhebung des Vertrages bediirfen der schriftlichen
Form. Mundliche Nebenabreden sind unwirksam.

Fur die Fir die

Burggemeinde Briiggen Gemeinde Niederkriichten Gemeinde Schwalmtal
Briiggen, den Niederkrlichten, den Schwalmtal, den

- Frank

Gellen - - Karl-Heinz Wassong - - Michael Pesch -



Die Gemeinde Schwalmtal schliel3t mit den Gemeinden Niederkriichten und Briggen gemali §
3 Absatz 5 und 6 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) i.V.m. 88 1 und 23 ff. des Gesetzes uber
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
01.10.1979 (GV NRW S. 621), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 3. Februar 2015

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
Uber die Wahrnehmung von Aufgaben der Wohngeldstelle

zwischen

der Gemeinde Schwalmtal,
vertreten durch den Blrgermeister

und

der Gemeinde Niederkriichten,
vertreten durch den Blrgermeister

und

der Gemeinde Briiggen,
vertreten durch den Blrgermeister

(GV. NRW. S. 204) nachfolgende 6&ffentlich-rechtliche Vereinbarung:

(1)

)

(1)

)

§ 1 Gegenstand der Vereinbarung

Die Gemeinde Schwalmtal verpflichtet sich, gemafR § 23 Absatz 2 Satz 2 GKG NRW
(Mandat) die Aufgaben nach dem Wohngeldgesetz fir die Gemeinden Niederkriichten
und Briiggen durchzufiihren. Vollstreckungsmafinahmen werden hiervon nicht erfasst.
Die Rechte und Pflichten der Gemeinden Niederkriichten und Briiggen als jeweilige
Bewilligungsbehdrde bleiben unberuhrt.

Die Gemeinde Schwalmtal ist durch diese Vereinbarung nicht erméachtigt, gerichtliche
Verfahren zu fuhren. Hierfiir bedarf es einer konkreten Bevollmachtigung durch die
andere Gemeinde.

§ 2 Organisation und Personal

Die Organisation der Wohngeldstelle sowie die Bereitstellung des bendétigten
Personals und der Sachmittel obliegt der Gemeinde Schwalmtal. Sie kann
insbesondere im Rahmen der durchzufiihrenden Aufgabe bestimmen, welche
Mitarbeiter mit der Aufgabenerfiillung betraut und welche Sachmittel eingesetzt
werden. Dienstort ist das Rathaus der Gemeinde Schwalmtal.

In der Wohngeldstelle werden zwei Sachbearbeiter/innen in der Entgeltgruppe 9a
TVOD mit einem Stellenanteil von insgesamt 1,23 Vollzeitaquivalenten (entspricht
48 Wochenstunden auf Basis einer wochentlichen Arbeitszeit von 39 Stunden) fur
die Wohngeldsachbearbeitung der Félle in allen drei Kommunen eingesetzt.



(3) Sollte sich der Arbeitsaufwand insgesamt erheblich und erwartungsgemalf dauerhaft,
d. h. Uber 20 % verandern, so werden die Vertragspartner eine einvernehmliche
Anpassung des eingesetzten Stellenanteils vereinbaren. Hierfur bedarf es dann nicht
einer Anderung dieser Vereinbarung.

(4) Fur die Bearbeitung der Falle nutzen alle Beteiligten die vom KRZN angebotene
Software. Die Gemeinden Niederkriichten und Briiggen raumen den fir die
Wohngeldstelle tatigen Mitarbeitern der Gemeinde Schwalmtal den Zugriff auf dieses
Wohngeld- und ggf. weitere notwendige Anwendungsprogramme ein.

(5) Antragssteller aus Niederkriichten und Briiggen konnen ihre Antrage auch weiterhin
bei den Gemeindeverwaltungen Niederkriichten und Bruggen fristwahrend einreichen
(ohne Beratungsumfang). Zusatzlich wird in den beiden Gemeinden jeweils an einem
Vormittag in der Woche ein Beratungsservice eingerichtet, der von den Mitarbeitern der
Wohngeldstelle durchgefihrt wird.

(6) Die jeweiligen Regelungen zu den Vorprifungen gemalid § 100 Abs. 4
Landeshaushaltsverordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (LHO NRW) bleiben
hiervon unberuhrt.

§ 3 Kostenerstattung und -verteilung

(2) Fur die Ubernahme der Aufgaben nach § 1 erhalt die Gemeinde Schwalmtal eine
Erstattung der Kosten von den Gemeinden Niederkriichten und Briggen.

2) Die Hohe der Kostenerstattung richtet sich nach der Zahl der
Wohngeldberechnungsfélle jeweils zum 31.12. des Abrechnungsjahres als
prozentualer Anteil an der Gesamtzahl dieser fir ein Kalenderjahr kumulierten
Fallzahlen gemaf der in der Wohngeldstelle gefiihrten Statistiken.

Dieser Verteilungssatz wird auf die Summe des Personal- und Sachaufwandes gemar
dem im Monat Februar des Folgejahres geltenden KGSt-Berichtes ,Kosten eines
Arbeitsplatzes® angewendet.

Dabei werden die tatsachlich angefallenen Bruttopersonalkosten inklusive der
Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung und der Umlagen und Beitréage zur ZVK im
Rahmen des in § 2 Absatz 2 vereinbarten Umfangs zugrunde gelegt. Die Sach- und
Gemeinkosten werden pauschal gemaR den Vorgaben des vorgenannten KGSt-
Berichtes ermittelt. Hinzu kommen angefallene Aus- und Fortbildungskosten.

3) Die Kostenerstattungsbetrage werden von der Gemeinde Schwalmtal bis Ende
Februar des Folgejahrs berechnet und bei den Gemeinden Niederkriichten und
Briiggen angefordert. Die Erstattungsbetrage sind innerhalb der folgenden zwei
Wochen ab der schriftlichen Anforderung zu Giberweisen. Zum 31.8. ist jeweils eine
Abschlagszahlung in Hohe von 50% des zuletzt festgesetzten Abrechnungsbetrages
Zu leisten.

(4) Die Vertragspartner gehen davon aus, dass die Gemeinde Schwalmtal hinsichtlich der
Aufgabenwahrnehmung fir die Gemeinden Niederkriichten und Briiggen nicht
umsatzsteuerbar bzw. - pflichtig ist. Sollte sie jedoch wider Erwarten seitens der
Finanzverwaltung zur Umsatzsteuer veranlagt werden, so kann sie die gesetzliche
Umsatzsteuer durch entsprechende Rechnungsstellung nacherheben. Die Gemeinden
Niederkriichten und Briiggen verzichtet diesbezuglich bereits jetzt unwiderruflich auf
die Einrede der Verjahrung.



1)

)

®3)

1)
)

1)

)

®3)

(4)

§ 4 Datenlibergabe und -schutz

Die Gemeinde Schwalmtal Gbernimmt alle laufenden Akten, die fur die Wahrnehmung
der gemal 8§ 1 des Vertrages tibernommenen Aufgabe erforderlich sind.

Das Verarbeiten der von den Gemeinden Niederkriichten und Briggen zur Verfligung
gestellten personenbezogenen Daten durch die Gemeinde Schwalmtal ist nach den
Vorgaben des Landesdatenschutzgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen nur
insoweit gestattet, wie es fur die gemal 8§ 1 dieses Vertrages Ubertragenen Aufgabe
erforderlich ist.

Die gespeicherten Daten sind an die Gemeinde Niederkrtichten bzw. Briiggen zu
Ubergeben bzw. zu I6schen, wenn der Vertrag gekiindigt wird oder ihre Kenntnis zur
Erfullung der Aufgaben gemalR § 1 dieses Vertrages nicht mehr erforderlich ist.

8 5 Vertragsdauer und Kindigung
Diese Vereinbarung wird zum 1. April 2017 wirksam und lauft auf unbestimmte Zeit.

Eine Kindigung dieser Vereinbarung kann jeweils zum 31.12 eines jeden Jahres unter
Einhaltung einer Kindigungsfrist von sechs Monaten erfolgen. Die Kiindigung ist
schriftlich zu erklaren. Die Moglichkeit einer einvernehmlichen Aufhebung bleibt
unberdhrt.

8§ 6 Schlussbestimmungen

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages rechtsunwirksam oder nicht
durchfuhrbar sein oder werden, so wird dadurch die Giltigkeit der Gesamtvereinbarung
im Ubrigen nicht berthrt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Klauseln
durch neue Vereinbarungen zu ersetzen, die wirksam sind und dem urspriinglich
gewollten Ergebnis am nachsten kommen.

Im Falle von Regelungsliicken gilt als vereinbart, was die Vertragsparteien nach dem
Sinn und Zweck des Vertrages vernlinftigerweise vereinbart hatten, wenn sie den
Sachverhalt von vornherein bedacht hatten.

Bei Anderungen von Gesetzen und Verordnungen, die sich auf diese Vereinbarung
auswirken, werden die Vertragsparteien innerhalb einer angemessenen Frist
Verhandlungen tber eine ggf. notwendige Anpassung aufnehmen.

Anderungen, Erganzungen und die Aufhebung des Vertrages bediirfen der schriftlichen
Form. Mindliche Nebenabreden sind unwirksam.

Fur die Gemeinde Schwalmtal Fir die Gemeinde Niederkriichten Fir die Gemeinde Briiggen
Schwalmtal, den Niederkriichten, den Briiggen, den

- Michael Pesch - - Karl-Heinz Wassong - - Frank Gellen -



iederkriichten

Gemeinde Niederkriichten Niederkriichten, den 21.02.2017
Der Burgermeister

Zentrale Dienste, Kultur und Tourismus

Aktenzeichen: 10 24 01

Vorlagen-Nr. 586-2014/2020
Sachbearbeiter: Hermann-Josef Bonus

offentlich

Beratungsweg
Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2017
Rat der Gemeinde Niederkriichten 21.03.2017

Erlass der Geschéaftsordnung fir den Rat und die Ausschisse der Gemeinde Niederkriichten

Sachverhalt:

Aufgrund rechtlicher und organisatorischer Anderungen ist es angezeigt, die Geschéftsordnung fiir den
Rat und die Ausschiisse der Gemeinde Niederkriichten (GeschO) vom 26. Mai 2009 zu aktualisieren. Die
Verwaltung hat daher die bisher geltende Geschaftsordnung Uberarbeitet und einen Entwurf der neuen
Geschéftsordnung erstellt. Die im Entwurf beigefligte Geschéftsordnung fur den Rat und die Ausschiisse
basiert auf der Mustergeschéftsordnung des Stadte- und Gemeindebundes NRW, die — soweit nétig —

ortlichen Gegebenheiten angepasst wurde.

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen, die Geschéaftsordnung fur den Rat und die Ausschiisse der Gemeinde Niederkriich-

ten entsprechend dem vorgelegten Entwurf zu erlassen.

Anlage(n):

1. Geschaftsordnung
2. Gegenuberstellung alte und neue Geschéftsordnung- Synopse

gez. Wassong
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Aufgrund des § 47 Abs. 2 Gemeindeordnung fiir das Land NRW (GO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), hat der Rat der Gemeinde Nieder-

fur den Rat und die Ausschiisse der Gemeinde Niederkriichten

Geschaftsordnung

(GeschO)

kriichten am 21. Méarz 2017 folgende Geschaftsordnung beschlossen:

Inhaltsubersicht

l. Geschaftsfihrung des Rates

1.

Vorbereitung der Ratssitzungen

§ 1 Einberufung der Ratssitzungen
8§ 2 Ladungsfrist

§ 3 Aufstellung der Tagesordnung
§ 4 Offentliche Bekanntmachung

8 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung
§ 6 Informationsrecht des Rates

Durchfiihrung der Ratssitzungen

a)

b)

Allgemeines

§ 7 Offentlichkeit der Ratssitzung

§ 8 Vorsitz

§ 9 Beschlussfahigkeit

§ 10 Befangenheit von Ratsmitgliedern
§ 11 Teilnahme an Sitzungen

Gang der Beratungen

§ 12 Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

§ 13 Redeordnung

§ 14 Antrage zur Geschaftsordnung

8 15 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste
8 16 Antrage zur Sache

§ 17 Abstimmung

§ 18 Fragerecht der Ratsmitglieder

8 19 Fragerecht von Einwohnern

§ 20 Wahlen

Ordnung in den Sitzungen

§ 21 Ordnungsgewalt und Hausrecht
§ 22 Ordnungsruf und Wortentziehung



V1.

§ 23 Entzug der Sitzungsentschadigung, Ausschluss aus der Sitzung

§ 24 Einspruch gegen Ordnungsmafinahmen

3. Niederschrift iber die Ratssitzungen, Unterrichtung der Offentlichkeit

§ 25 Niederschrift
§ 26 Unterrichtung der Offentlichkeit

Geschaftsfihrung der Ausschiisse

§ 27 Grundregel

§ 28 Abweichung fur das Verfahren der Ausschisse
8§ 29 Einspruch gegen Beschlusse entscheidungsbefugter

Ausschiisse

Fraktionen

§ 30 Bildung von Fraktionen

§ 31 Informationsrecht der Fraktionen
Altestenrat

§ 32 Zusammensetzung

8§ 33 Verfahren und Befugnisse
Datenschutz

8§ 34 Datenschutz

8§ 35 Datensicherheit
Schlussbestimmungen, In-Kraft-Treten

§ 36 Schlussbestimmungen
§ 37 Inkrafttreten
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(1)

(2)

®3)

(4)

(1)

()

(1)

Geschaftsfihrung des Rates

Vorbereitung der Ratssitzungen

§1
Einberufung der Ratssitzungen

Der/die Burgermeister/in beruft den Rat ein, sooft es die Geschéftslage erfor-
dert, jedoch soll er den Rat wenigstens alle zwei Monate einberufen. Der Rat ist
unverzuglich einzuberufen, wenn mindestens ein Finftel der Ratsmitglieder
oder eine Fraktion unter Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstande
dies verlangen.

Die Einberufung erfolgt im Rahmen der ,digitalen Ratsarbeit* durch elektroni-
sche Bereitstellung der Einladung. Alle Ratsmitglieder und sachkundigen Biir-
ger, die eine E-Mail-Adresse hinterlegt haben, erhalten per E-Mail einen Hin-
weis auf die Einstellung im Rats- und Informationssystem. Einladung, Tages-
ordnung und Vorlagen sind alsdann von den Rats- und Ausschussmitgliedern
elektronisch abzurufen. Die Einladung gilt mit dem Tage der Verfugbarkeit im
Ratsinformationssystem als zugestellt.

Die Ratsmitglieder missen etwaige Stérungen, die den Abruf der Sitzungsun-
terlagen verhindern, unverzuglich dem Burgermeister/der Birgermeisterin mit-
teilen, der/die in diesem Fall fir Abhilfe sorgt bzw. die sitzungsrelevanten Un-
terlagen schnellstméglich auf anderem Wege Ubermittelt.

In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. Ihr sollen schrift-
liche Erlauterungen zu den einzelnen Verhandlungsgegenstanden (Vorlagen)
beigefugt werden. Die Ubersendung dieser Vorlagen richtet sich nach § 1 Abs.
2 der Geschaftsordnung.

§2
Ladungsfrist

Die Einladung muss den Ratsmitgliedern mindestens 8 Tage vor dem Sit-
zungstag, Zustellungstag und Sitzungstag miteingerechnet, zugehen.

In besonders dringenden Fallen kann die Ladungsfrist bis auf 3 Tage abgekurzt
werden. Hierbei sind der Zustellungstag und der Sitzungstag miteingerechnet.
Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begriinden.

§3
Aufstellung der Tagesordnung

Der/die Blrgermeister/in setzt die Tagesordnung fest. Er/sie hat dabei Vor-
schlage aufzunehmen, die ihm/ihr in schriftlicher Form spéatestens am 11. Tag
vor dem Sitzungstag von mindestens einem Funftel der Ratsmitglieder oder ei-
ner Fraktion vorgelegt werden.
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)

®3)

Der/die Burgermeister/in legt ferner die Reihenfolge der einzelnen Tagesord-
nungspunkte fest und bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften,
welche Tagesordnungspunkte in nichtoffentlicher Sitzung behandelt werden
sollen.

Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der
Gemeinde fallt, weist der/die Burgermeister/in in der Tagesordnung darauf hin,
dass die Angelegenheit durch Geschéftsordnungsbeschluss vom Rat von der
Tagesordnung wieder abzusetzen ist.

§4
Offentliche Bekanntmachung

Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom/von der Bilrgermeister/in
rechtzeitig 6ffentlich bekanntzumachen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die
die Hauptsatzung hierflr vorschreibt.

1)

)

(1)

)

§5
Anzeigepflicht bei Verhinderung

Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies
unverzuglich, spatestens zu Beginn der Sitzung, dem/der Burgermeister/in mit-
zuteilen.

Entsprechendes gilt fir Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wol-
len.

86
Informationsrecht des Rates

Zur Vorbereitung seiner Beratungen kann der Rat im Rahmen seiner Aufgaben
von dem/der Birgermeister/in Ausklnfte Uber die von diesem/dieser oder in
seinem/ihrem Auftrag gespeicherten Daten verlangen, soweit der Dateniber-
mittlung nicht Rechtsvorschriften, insbesondere Bestimmungen der Daten-
schutzgesetze, entgegenstehen.

Fur die Verwertung der lUbermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschrif-
ten, insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze.
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a)

(1)

(2)

3)

(4)

Durchfuhrung der Ratssitzungen

Allgemeines

8§87
Offentlichkeit der Ratssitzungen

Die Sitzungen des Rates sind 6ffentlich.

Jedermann hat das Recht, als Zuhdrer/in an 6ffentlichen Ratssitzungen teilzu-
nehmen, soweit dies die raumlichen Verhaltnisse gestatten. Die Zuhorer/innen
sind - aul3er im Falle des § 19 (Einwohnerfragestunde) - nicht berechtigt, das
Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Verhandlungen des Rates zu beteili-
gen.

Fur folgende Angelegenheiten wird die Offentlichkeit ausgeschlossen:

a) Personalangelegenheiten,

b) Liegenschaftsangelegenheiten,

c) Aufnahme und Vergabe von Darlehen sowie Ubernahme von Buirg-
schaften,

d) Auftragsvergaben,

e) Prozessangelegenheiten,

f)  Angelegenheiten der zivilen Verteidigung,

g) Einzelfalle in Abgabenangelegenheiten,

h) Angelegenheiten der Rechnungsprifung mit Ausnahme
der Beratung des Jahresabschlusses und der Entlastung
des Birgermeisters/der Burgermeisterin (§ 96 Abs. 1 GO)

i)  Angelegenheiten, die schutzwiirdige Interessen eines Einzelnen oder
einer Gemeinschaft zum Inhalt haben oder deren Behandlung in
offentlicher Sitzung das Wohl der Gemeinde gefahrden kdnnte.

DarlUber hinaus kann auf Antrag des Blrgermeisters/der Birgermeisterin oder
eines Ratsmitgliedes fir einzelne Angelegenheiten die Offentlichkeit ausge-
schlossen werden. Antrage und Vorschlage auf Ausschluss der Offentlichkeit
ddrfen nur in nicht6ffentlicher Sitzung begrindet und beraten werden. Falls
dem Antrag oder dem Vorschlag stattgegeben wird, ist die Offentlichkeit in ge-
eigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtéffentlicher Sitzung weiter verhan-
delt wird (8§ 48 Abs. 2 Satze 3 bis 5 GO).

Personenbezogene Daten dirfen offenbart werden, soweit nicht schiitzenswer-

te Interessen Einzelner oder Belange des offentlichen Wohls Uberwiegen; er-
forderlichenfalls ist die Offentlichkeit auszuschliel3en.
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1)

)

(1)

)

(1)

)

®3)

(4)

88
Vorsitz

Der/die Burgermeister/in fuhrt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner/ihrer Verhin-
derung Ubernimmt sein/e bzw. ihr/e Stellvertreter/in den Vorsitz. Die Reihenfol-
ge der Stellvertretung bestimmt sich aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67
Abs. 2 GO.

Der/die Burgermeister/in hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten.
Er/sie handhabt die Ordnung in der Sitzung und Ubt das Hausrecht (§ 51 GO)
aus.

§9
Beschlussfahigkeit

Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der/die Birgermeister/in die ordnungs-
geméale Einberufung sowie die Beschlussfahigkeit der Versammlung fest und
lasst dies in der Niederschrift vermerken. Der Rat ist beschlussfahig, wenn
mehr als die Halfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. Er gilt als be-
schlussfahig, solange seine Beschlussunfahigkeit nicht festgestellt ist (§ 49
Abs. 1 GO).

Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfahigkeit zurlickgestellt worden und
wird der Rat zur Behandlung Uber denselben Gegenstand einberufen, so ist er
ohne Rucksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfahig, wenn bei der
zweiten Einberufung auf diese Bestimmung ausdricklich hingewiesen worden
ist (8 49 Abs. 2 GO).

§10
Befangenheit von Ratsmitgliedern

Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach 8§ 31, 43 Abs. 2, 50 Abs. 6 GO von der
Mitwirkung an der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat
es den AusschlieBungsgrund vor Eintritt in die Verhandlung unaufgefordert
dem/der Birgermeister/in anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei
einer offentlichen Sitzung kann das Ratsmitglied sich in dem flr die Zuhorer
bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten.

In Zweifelsfallen entscheidet der Rat dartiber, ob ein AusschlieBungsgrund be-
steht.

Verstol3t ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt
der Rat dies durch Beschluss fest. Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift
aufzunehmen.

Die Regelungen gelten auch fur den/die Burgermeister/in mit der Mal3gabe,

dass er/sie die Befangenheit dem/der Stellvertretenden Blrgermeister/in vor
Eintritt in die Verhandlungen anzeigt.
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(1)

(2)

b)

(1)

()

3)

(4)

§11
Teilnahme an Sitzungen

Der/die Burgermeister/in nimmt an den Sitzungen des Rates teil. Der/die Bur-
germeister/in ist berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Fiinftels der
Ratsmitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesord-
nung vor dem Rat Stellung zu nehmen.

Mitglieder der Ausschisse kénnen an den nichtoffentlichen Sitzungen des Ra-
tes als Zuhorer teilnehmen. Sie haben sich in dem fir die Zuhérer bestimmten
Teil des Sitzungsraumes aufzuhalten. Die Teilnahme als Zuhorer begriindet
keinen Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles und auf Zahlung von Sit-
zungsgeld (8 48 Abs. 4 GO).

Gang der Beratungen

8§12
Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

Der Rat kann beschliel3en,

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu andern,
b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden,
c) Tagesordnungspunkte abzusetzen.

Die Verweisung eines zur Beratung in 6ffentlicher Sitzung vorgesehenen Ta-
gesordnungspunktes in die nichttffentliche Sitzung darf nur dann erfolgen,
wenn es sich um eine geheimhaltungsbediirftige Angelegenheit im Sinne von

§ 7 Abs. 2 bis 4 der Geschaftsordnung handelt.

Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Rates erweitert
werden, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dul-
den oder die von aulerster Dringlichkeit sind (8 48 Abs. 1 GO). Der Ratsbe-
schluss ist in die Niederschrift aufzunehmen.

Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder eines Funftels der Ratsmitglie-
der eine Angelegenheit in die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in
den Aufgabenbereich der Gemeinde fallt, setzt der Rat durch Geschéaftsord-
nungsbeschluss die Angelegenheit von der Tagesordnung ab.

Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft,
die nicht in den Aufgabenbereich der Gemeinde fallt, ein Geschéaftsordnungsan-
trag nach Abs. 3 aus der Mitte des Rates nicht gestellt, stellt der/die Blrger-
meister/in von Amts wegen den Antrag und laf3t dariiber abstimmen.
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1)

)

®3)

(4)

®)

(6)

1)

)

§13
Redeordnung

Der/die Burgermeister/in ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgese-
henen oder beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungs-
gegenstandes auf und stellt die Angelegenheit zur Beratung. Wird eine Angele-
genheit beraten, die auf Vorschlag von einem Finftel der Ratsmitglieder oder
einer Fraktion in die Tagesordnung aufgenommen worden ist (8§ 3 Abs. 1 Ge-
schaftsordnung), so ist zunéachst den Antragstellern Gelegenheit zu geben, ih-
ren Vorschlag zu begrunden. Ist eine Berichterstattung vorgesehen, so erhalt
zunachst der/die Berichterstatter/in das Wort.

Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in den Aufgabenbereich der Ge-
meinde fallen, gelten § 12 Absatze 3 und 4.

Ein Ratsmitglied, das das Wort ergreifen will, hat sich durch deutliches Aufhe-
ben der Hand zu melden. Melden sich mehrere Ratsmitglieder gleichzeitig, so
bestimmt der/die Birgermeister/in die Reihenfolge der Wortmeldungen.

AulRerhalb der Reihenfolge erhdlt ein Ratsmitglied das Wort, wenn es Antrége
zur Geschéaftsordnung stellen will.

Der/die Blrgermeister/in ist berechtigt, auch aufRerhalb der Reihenfolge das
Wort zu ergreifen.

Die Redezeit betragt im Regelfalle héchstens 5 Minuten. Sie kann durch Be-
schluss des Rates verlangert oder verkirzt werden. Ein Ratsmitglied darf
hdchstens zweimal zum selben Punkt der Tagesordnung sprechen; Antrége zur
Geschaéftsordnung bleiben hiervon unberihrt.

8§14
Antrage zur Geschéftsordnung

Antrége zur Geschaftsordnung kénnen jederzeit von jedem Ratsmitglied ge-
stellt werden. Dazu gehdren insbesondere folgende Antrége:

a) auf Schluss der Aussprache (8§ 15),

b) auf Schluss der Rednerliste (§ 15),

c¢) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den/die Blrgermeister/in,
d) auf Vertagung,

e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung,

f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,

g) auf namentliche oder geheime Abstimmung,

h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung.

Wird ein Antrag zur Geschéftsordnung gestellt, so darf noch je ein Ratsmitglied
fur und gegen diesen Antrag sprechen. Alsdann ist Giber den Antrag abzustim-
men. In den Féllen des § 17 Abs. 3 und Abs. 4 bedarf es keiner Abstimmung.

Uber Antrage zur Geschéftsordnung hat der Rat gesondert vorab zu entschei-
den. Werden mehrere Antrage zur Geschaftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist
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Uber den jeweils weitestgehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfallen
bestimmt der/die Blrgermeister/in die Reihenfolge der Abstimmung.

§15
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste

Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann verlangen,
dass die Beratung des Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste ge-
schlossen wird. Wird ein solcher Antrag gestellt, so gibt der/die Vorsitzende die be-
reits vorliegenden Wortmeldungen bekannt.

(1)

(2)

(3)

(1)

()
3)

(4)

()

§16
Antrage zur Sache

Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion sind berechtigt, zu jedem Punkt der Ta-
gesordnung Antrage zu stellen, um eine Entscheidung des Rates in der Sache
herbeizufuihren (Antréage zur Sache). Hat eine Vorberatung in Ausschiissen des
Rates stattgefunden, so steht ein gleiches Recht auch den beteiligten Aus-
schissen zu. Die Antrdge mussen einen abstimmungsfahigen Beschlussent-
wurf enthalten.

Fur Zusatz- und Anderungsantrage zu den nach Abs. 1 gestellten Antragen gilt
Abs. 1 Satz 3 entsprechend.

Antrdge nach den Abséatzen 1 und 2, die Mehrausgaben oder Mindereinnah-
men gegeniber den Ansétzen des Haushaltsplanes zur Folge haben, missen
mit einem Deckungsvorschlag verbunden werden.

8§17
Abstimmung

Nach Schluss der Aussprache stellt der/die Blrgermeister/in die zu dem Ta-
gesordnungspunkt gestellten Sachantrage zur Abstimmung. Der weitestgehen-
de Antrag hat Vorrang. In Zweifelsfallen bestimmt der/die Birgermeister/in die
Reihenfolge der Abstimmung.

Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen.
Auf Antrag von mindestens einem Finftel der Ratsmitglieder erfolgt namentli-
che Abstimmung. Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes

Ratsmitgliedes in der Niederschrift zu vermerken.

Auf Antrag von mindestens einem Finftel der Ratsmitglieder wird geheim ab-
gestimmt. Die geheime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln.

Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als

auch auf geheime Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Ab-
stimmung Vorrang.
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(6)

()

1)

)

®3)

(4)

(1)

Das Abstimmungsergebnis wird vom/von der Blrgermeister/in bekannt gege-
ben und in der Niederschrift festgehalten.

Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass seine von der Mehrheit des Rates
abweichende Abstimmung oder seine Stimmenthaltung in die Niederschrift auf-
genommen wird.

§18
Fragerecht der Ratsmitglieder

Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftliche Anfragen, die sich auf Angelegen-
heiten der Gemeinde beziehen, an den/die Blrgermeister/in zu richten. Anfra-
gen sind mindestens funf Werktage vor Beginn der Ratssitzung dem/der Bir-
germeister/in zuzuleiten. Die Beantwortung hat schriftlich zu erfolgen, wenn
der/die Fragesteller/in es verlangt.

Jedes Ratsmitglied ist dartiber hinaus berechtigt, nach Erledigung der Tages-
ordnung einer Ratssitzung bis zu zwei mindliche Anfragen, die sich nicht auf
die Tagesordnung der Ratssitzung beziehen dirfen, an den/die Birgermeis-
ter/in zu richten. Die Anfragen mussen Angelegenheiten betreffen, die in den
Aufgabenbereich der Gemeinde fallen. Sie missen kurz gefasst sein und eine
kurze Beantwortung ermoglichen. Der/die Fragesteller/in darf jeweils nur eine
Zusatzfrage stellen. Ist eine sofortige Beantwortung nicht moglich, kann der/die
Fragesteller/in auf eine Beantwortung in der nachsten Ratssitzung oder auf ei-
ne schriftiche Beantwortung verwiesen werden.

Die Hochstdauer einer Fragestunde wird auf 30 Minuten festgesetzt.

Anfragen dirfen zuriickgewiesen werden, wenn
a) sie nicht den Bestimmungen der Abs. 1 oder 2 entsprechen,

b) die begehrte Auskunft demselben/derselben oder einem/einer anderen
Fragesteller/in innerhalb der letzten sechs Monate bereits erteilt wurde,

c) die Beantwortung offenkundig mit einem unverhaltnismaiigen Aufwand
verbunden waére.

Eine Aussprache findet nicht statt.

§19
Fragerecht von Einwohnern

Der Rat kann beschliel3en, dass eine Fragestunde fur Einwohner im Einzelfall
oder generell als erster Tagesordnungspunkt des offentlichen Teils der nachst-
folgenden Ratssitzung bzw. Ratssitzungen aufgenommen wird. Die Fragestun-
de sollte maximal 15 Minuten nicht Uberschreiten. Jeder/jede Einwohner/in der
Gemeinde ist berechtigt, nach Aufruf des Tagesordnungspunktes bis zu zwei
miindliche Anfragen an den/die Burgermeister/in zu richten. Die Anfragen mus-
sen sich auf Angelegenheiten der Gemeinde beziehen und kurz gefasst sein.
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(2)

(3)

(1)

(2)

®3)

(4)

(1)

(2)

Melden sich mehrere Einwohner/innen gleichzeitig, so bestimmt der/die Bur-
germeister/in die Reihenfolge der Wortmeldungen. Jeder/jede Fragesteller/in ist
berechtigt, htchstens zwei Zusatzfragen zu stellen.

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Regelfall mindlich durch den/die Bur-
germeisterin. Ist eine sofortige Beantwortung nicht mdglich, so kann der/die
Fragesteller/in auf schriftiche Beantwortung verwiesen werden. Eine Ausspra-
che findet nicht statt.

8§20
Wahlen

Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die Abstimmung erfolgt
im Regelfall durch Handzeichen.

Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied oder der/die Bir-
germeister/in der offenen Abstimmung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim
durch Abgabe von Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel ist der Name des/der zu
Wahlenden anzugeben oder anzukreuzen. Unbeschriftete Stimmzettel gelten
als Stimmenthaltung.

Gewahlt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Halfte der glltigen
Stimmen erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als giltige Stimmen. Erreicht nie-
mand mehr als die Hélfte der Stimmen, so findet zwischen den Personen, wel-
che die beiden héchsten Stimmenzahlen erreicht haben, eine engere Wahl
statt. Gewahlt ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich
vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (8 50 Abs. 2 GO).

Fur die Besetzung von Ausschiissen des Rates gilt § 50 Abs. 3 GO.

Ordnung in den Sitzungen

§21
Ordnungsgewalt und Hausrecht

In den Sitzungen des Rates handhabt der/die Birgermeister/in die Ordnung
und Ubt das Hausrecht aus. Seiner/ihrer Ordnungsgewalt und seinem/ihrem
Hausrecht unterliegen - vorbehaltlich der 88 22 bis 24 dieser Geschéaftsordnung
- alle Personen, die sich wahrend einer Ratssitzung im Sitzungssaal aufhalten.
Wer sich ungebihrlich benimmt oder sonst die Wirde der Versammlung ver-
letzt, kann vom/von der Blrgermeister/in zur Ordnung gerufen und notfalls aus
dem Sitzungssaal gewiesen werden.

Entsteht wahrend einer Sitzung des Rates unter den Zuhérern stérende Unru-
he, so kann der/die Birgermeister/in nach vorheriger Abmahnung den fur die
Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungssaales raumen lassen, wenn die storende
Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.
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§22
Ordnungsruf und Wortentziehung

Redner bzw. Rednerinnen, die vom Thema abschweifen, kann der/die Birger-
meister/in zur Sache rufen.

Redner bzw. Rednerinnen, die ohne Worterteilung das Wort an sich rei3en o-
der die vorgeschriebene Redezeit trotz entsprechender Abmahnung Uber-
schreiten, kann der/die Burgermeister/in zur Ordnung rufen.

Hat ein Redner bzw. eine Rednerin bereits zweimal einen Ruf zur Sache (Abs.
1) oder einen Ordnungsruf (Abs. 2) erhalten, so kann der/die Burgermeister/in
ihm/ihr das Wort entziehen, wenn der Redner bzw. die Rednerin Anlass zu ei-
ner weiteren Ordnungsmalnahme gibt. Einem Redner bzw. einer Rednerin,
dem/der das Wort entzogen ist, darf es in derselben Ratssitzung zu dem betref-
fenden Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt werden.

§23
Entzug der Sitzungsentschadigung, Ausschluss aus der Sitzung

Einem Ratsmitglied, das sich ungebuhrlich benimmt oder die Wirde der Versamm-
lung verletzt, kann durch Beschluss des Rates die monatliche Aufwandsentschadi-
gung fur den Monat, in dem die Sitzung stattfand, ganz oder teilweise entzogen wer-
den. Setzt das Ratsmitglied sein ordnungswidriges Verhalten fort, so kann es fir ei-
nen im Beschluss festzulegenden Zeitraum von dieser und weiteren Ratssitzungen
ausgeschlossen werden. Der Ausschluss bewirkt, dass das Ratsmitglied fur den fest-
gelegten Zeitraum auch an den Sitzungen der Ausschiisse nicht teilnehmen darf.

(1)

)

§24
Einspruch gegen Ordnungsmaf3nahmen

Gegen Ordnungsmafinahmen nach § 23 dieser Geschéaftsordnung steht dem
Betroffenen der Einspruch zu.

Uber die Berechtigung der OrdnungsmaRnahme befindet alsdann der Rat in
der nachsten Sitzung ohne die Stimme des Betroffenen. Diesem ist Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben. Die Entscheidung des Rates ist dem Be-
troffenen zuzustellen.
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Niederschrift tiber die Ratssitzungen, Unterrichtung der Offentlichkeit

825
Niederschrift

Uber die im Rat gefassten Beschliisse ist durch den/die Schriftfiihrer/in eine
Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift muss enthalten:

a) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder,

b) die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen,

c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung
und der Beendigung der Sitzung,

d) die behandelten Beratungsgegenstande,

e) die gestellten Antrage,

f) die gefassten Beschlisse und die Ergebnisse von Wahlen,

g) die Namen der Ratsmitglieder, die an der Beratung und Beschlussfassung
Uber einen Tagesordnungspunkt nicht teilgenommen haben.

Die Niederschrift soll eine gedrangte Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs
enthalten.

Der/die Schriftfihrer/in wird vom Rat bestellt. Die Bestellung eines/einer Be-
diensteten der Gemeindeverwaltung erfolgt im Benehmen mit dem/der Blrger-
meister/in.

Die Niederschrift wird von dem/der Blrgermeister/in und dem/der vom Rat be-
stellten Schriftfihrer/in unterzeichnet. Verweigert einer der Genannten die Un-
terschrift, so ist dies in der Niederschrift zu vermerken. Die Niederschrift ist al-
len Ratsmitgliedern in der Form zuzuleiten, wie die Einberufung erfolgt. Dabei
ist sicherzustellen, dass unberechtigte Dritte keinen Zugriff auf den Teil der
Niederschrift nehmen kénnen, der in nichtoffentlicher Sitzung behandelt wurde.

§26
Unterrichtung der Offentlichkeit

Uber den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschliisse ist die Offent-
lichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten. Dies kann dadurch geschehen,
dass der/die Burgermeister/in den Wortlaut eines vom Rat gefassten Beschlus-
ses in oOffentlicher Sitzung verliest und ihn erforderlichenfalls auRerdem im un-
mittelbaren Anschluss an die Sitzung der 6rtlichen Presse zuganglich macht.

AuRerhalb der Ratssitzungen obliegt die Unterrichtung der Offentlichkeit tiber
die vom Rat gefassten Beschliisse dem/der Burgermeister/in.

Uber Beschliisse des Rates, die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, ist

die Offentlichkeit nur dann zu unterrichten, wenn dies der Rat im Einzelfall be-
sonders beschlossen hat.

Seite 13 von 18



Il. Geschéaftsfihrung der Ausschisse

§ 27
Grundregel

Auf das Verfahren in den Ausschissen finden grundséatzlich die fur den Rat gelten-
den Vorschriften entsprechend Anwendung, soweit nicht § 28 dieser Geschaftsord-
nung abweichende Regelungen enthalt.

(1)

)

®3)

(4)

©®)

(6)

()

§28
Abweichungen fir das Verfahren der Ausschusse

Der/die Ausschussvorsitzende setzt im Benehmen mit dem/der Blrgermeis-
ter/in die Tagesordnung fest (§ 58 Abs. 2 S. 2 GO) und ladt zu den Ausschuss-
sitzungen ein. Fir das Verfahren gilt 8 1 Abs. 2 GeschO entsprechend. Der/die
Ausschussvorsitzende ist auf Verlangen des/der Blrgermeis-
ters/BlUrgermeisterin bzw. auf Antrag einer Fraktion verpflichtet, einen Gegen-
stand in die Tagesordnung aufzunehmen.

Uber Zeit, Ort und Tagesordnung der Ausschusssitzungen unterrichtet der/die
Burgermeister/in die Offentlichkeit in geeigneter Weise, ohne dass es einer 0f-
fentlichen Bekanntmachung nach § 4 dieser Geschéftsordnung bedarf.

Die Beschlussfahigkeit von Ausschissen ist tber § 9 Abs. 1 Satz 2 dieser Ge-
schéaftsordnung hinaus nur dann gegeben, wenn die Zahl der anwesenden
Ratsmitglieder die Zahl der anwesenden sachkundigen Birger/innen (stimmbe-
rechtigte Ausschussmitglieder nach 8§ 58 Abs. 3 GO) Ubersteigt. Ausschiisse
gelten auch insoweit als beschlussfahig, solange ihre Beschlussunfahigkeit
nicht festgehalten ist.

Der/die Burgermeister/in ist berechtigt und auf Verlangen eines Ausschusses in
Angelegenheiten ihres Geschéftsbereichs verpflichtet, an dessen Sitzungen
teilzunehmen. Er ist berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Funftels
der Ausschussmitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der
Tagesordnung vor dem Ausschuss Stellung zu nehmen.

Der/die Burgermeister/in ist zu allen Ausschusssitzungen einzuladen. Er/sie hat
das Recht, mit beratender Stimme an den Sitzungen teilzunehmen; ihm/ihr ist
auf Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen.

Ratsmitglieder konnen an nichtéffentlichen Sitzungen auch solcher Ausschiisse
teilnehmen, denen sie nicht angehtren. Sachkundige Birger/innen und sach-
kundige Einwohner/innen, die zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern ge-
wahlt worden sind, kdnnen an den nichtoffentlichen Sitzungen dieses Aus-
schusses als Zuhorer/innen teilnehmen. Im Ubrigen gilt § 11 Abs. 2 dieser Ge-
schéaftsordnung entsprechend.

In den Ausschuissen ist eine Niederschrift Uber die Beschliisse aufzunehmen.
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Die Niederschriften Gber Ausschusssitzungen werden im Rahmen der ,digitalen
Ratsarbeit* elektronisch bereitgestellt. Der/Die Blirgermeister/in, alle Ratsmit-
glieder und sachkundigen Burger, die eine E-Mail-Adresse hinterlegt haben, er-
halten per E-Mail einen Hinweis auf die Einstellung der Niederschriften im Rats-
und Informationssystem. Dabei ist sicherzustellen, dass unberechtigte Dritte
keinen Zugriff auf den Teil der Niederschrift nehmen kénnen, der in nichtoffent-
licher Sitzung behandelt wurde.

Die 88 6, 18 und 19 dieser Geschaftsordnung finden auf Ausschiisse keine
Anwendung.

§29
Einspruch gegen Beschliisse entscheidungsbefugter
Ausschusse

Beschlisse von Ausschiissen mit Entscheidungsbefugnis kénnen erst durchge-
fuhrt werden, wenn innerhalb von drei Tagen, den Tag der Beschlussfassung
nicht eingerechnet, weder vom/von der Blrgermeister/in noch von mindestens
einem Funftel der Ausschussmitglieder schriftlich Einspruch eingelegt worden
ist.

Uber den Einspruch entscheidet der Rat.

Fraktionen

§30
Bildung von Fraktionen

Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von Mitgliedern des Rates, die sich
auf Grundlage grundsatzlicher politischer Ubereinstimmung zu mdoglichst
gleichgerichtetem Wirken zusammengeschlossen haben. Eine Fraktion muss
aus mindestens 2 Ratsmitgliedern bestehen. Jedes Ratsmitglied kann nur einer
Fraktion angehoren.

Die Bildung einer Fraktion ist dem/der Burgermeister/in von dem/von der Frak-
tionsvorsitzenden schriftlich anzuzeigen. Die Mitteilung muss die genaue Be-
zeichnung der Fraktion, die Namen des/der Fraktionsvorsitzenden und sei-
nes/ihrer Stellvertreters/Stellvertreterin sowie aller der Fraktion angehdrenden
Ratsmitglieder enthalten. Ferner ist anzugeben, wer berechtigt ist, fir die Frak-
tion Antrdge zu stellen oder sonstige Erklarungen abzugeben. Unterhalt die
Fraktion eine Geschéftsstelle, so hat die Mitteilung auch die Anschrift der Ge-
schaftsstelle zu enthalten.

Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehdren, kénnen von einer Fraktion als

Hospitanten aufgenommen werden. Bei der Feststellung der Mindeststéarke ei-
ner Fraktion zahlen Hospitanten nicht mit.
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Die Auflésung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz (stellvertreten-
den Fraktionssitz) sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern
sind dem/der Birgermeister/in von dem/von der Fraktionsvorsitzenden eben-
falls schriftlich anzuzeigen.

Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten
(i. S. d. 8 3 Abs. 1 und 2 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen) die erforder-
lichen technischen und organisatorischen MaRhahmen zu treffen, um eine den
Vorschriften des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen entsprechende Da-
tenverarbeitung sicherzustellen. Sie sind verpflichtet, bei der Auflosung der
Fraktion die aus der Fraktionsarbeit erlangten personenbezogenen Daten zu
l6schen (8 19 Abs. 3 Satz 1 Buchst. b Datenschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen).

8§31
Informationsrecht der Fraktionen

Zur Vorbereitung ihrer Beratungen konnen die Fraktionen im Rahmen ihrer
Aufgaben von dem/der Burgermeister/in Auskunfte tGber die von diesem/dieser
oder in seinem/ihnrem Auftrag gespeicherten Daten verlangen, soweit der Da-
tentibermittlung nicht Rechtsvorschriften, insbesondere Bestimmungen der Da-
tenschutzgesetze, entgegenstehen.

Das Auskunftsersuchen ist durch den/die Vorsitzenden/Vorsitzende der Frakti-
on schriftlich unter wortlicher Wiedergabe des Fraktionsbeschlusses an den/die
Blrgermeister/in zu richten.
Fur die Verwertung der lUbermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschrif-
ten, insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze.
Altestenrat
8§32

Zusammensetzung
Der/die Burgermeister/in und die Fraktionsvorsitzenden bilden den Altestenrat.
Die Fraktionsvorsitzenden kénnen sich durch ihre Stellvertreter/innen vertreten

lassen.

Vorsitzender/Vorsitzende des Altestenrates ist der/die Birgermeister/in. Im
Verhinderungsfalle vertreten ihn/sie seine/ihre Stellvertreter/innen.

Der/die allgemeine Stellvertreter/in nimmt an den Sitzungen des Altestenrates
teil.
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§33
Verfahren und Befugnisse

Der/die Biurgermeister/in kann den Altestenrat jederzeit bei Bedarf einberufen.
Die Einladung erfolgt formlos. Sie kann mindlich oder schriftlich unter Angabe
der Zeit, des Ortes und der Tagesordnung vorgenommen werden.

Die Sitzungen des Altestenrates sind nichtoffentlich.

Der Altestenrat berat den/die Blrgermeister/in bei der Durchfihrung sei-
ner/ihrer Aufgaben in wichtigen Angelegenheiten sowie bei der Behandlung al-
ler sich aus der Arbeit des Rates ergebenden organisatorischen Fragen, der
Vorbereitung der vom Rat durchzufihrenden Wahlen und der Beilegung von
Streitigkeiten.

Der/die Burgermeister/in ist berechtigt, wichtige Angelegenheiten, die in die
Zustandigkeit des Rates oder seiner Ausschisse fallen, dem Altestenrat zu un-
terbreiten, wenn dies nach der Sachlage geboten erscheint.

Datenschutz

8§34
Datenschutz

Die Mitglieder des Rates und der Ausschisse, die im Rahmen der Ausubung
ihrer ehrenamtlichen Téatigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die perso-
nenbezogene Daten enthalten, haben bzw. von ihnen Kenntnis erlangt haben,
dirfen solche Daten nur zu dem jeweiligen, der rechtméRigen Aufgabenerfiil-
lung dienenden Zweck verarbeiten oder offenbaren.

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben lber personliche oder sachliche
Verhaltnisse einer bestimmten oder bestimmbaren nattrlichen Person.

Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstiicke, automatisierte Dateien und
sonstige Datentrager, die als solche gekennzeichnet sind oder personenbezo-
gene Daten enthalten. Hierzu zdhlen auch mit vertraulichen Unterlagen in Zu-
sammenhang stehende handschriftliche oder andere Notizen.

835
Datensicherheit

Die Mitglieder des Rates und der Ausschisse sind verpflichtet, vertrauliche
Unterlagen so aufzubewahren, dass sie standig vor Kenntnisnahme und Zugriff
Dritter gesichert sind. Dies gilt auch fur den Transport der Unterlagen. In be-
grindeten Einzelfallen ist dem/der Blrgermeister/in auf Verlangen Auskunft
Uber die getroffenen Datensicherheitsmafinahmen zu geben.

Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung Uber Inhalte an
Dritte, ausgenommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an den/die
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Stellvertreter/in, ist nicht zulassig. Dies gilt auch fir die Zeit nach Ausscheiden
aus dem Rat.

(3) Die Mitglieder des Rates und der Ausschisse sind bei einem Auskunftsersu-
chen eines/einer Betroffenen nach dem Landesdatenschutzgesetz verpflichtet,
dem/der Blrgermeister/in auf Anfrage schriftich Auskunft Gber die bei ihnen
aufgrund dieser Tatigkeit zu einer bestimmten Person gespeicherten Daten zu
erteilen (8 18 Abs. 1 Nr. 1 Datenschutzgesetz NRW).

(4) Vertrauliche Unterlagen sind unverziiglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu
|I6schen, wenn diese fur die Aufgabenerfullung nicht mehr bendétigt werden.

(5) Bei einem Ausscheiden aus dem Rat oder einem Ausschuss sind alle vertrauli-
chen Unterlagen sofort dauerhaft zu vernichten bzw. zu l6schen. Die Unterla-
gen kénnen auch der Gemeindeverwaltung zur Vernichtung bzw. Léschung
Ubergeben werden.

VI. Schlussbestimmungen, In-Kraft-Treten
§ 36
Schlussbestimmungen
Die Mitglieder des Rates und der Ausschiisse erhalten per E-Mail eine Ausfertigung

dieser Geschéaftsordnung. Wird die Geschéftsordnung wahrend der Wabhlzeit geén-
dert, so ist auch die geénderte Fassung in elektronischer Form bereitzustellen.

§37
In-Kraft-Treten
Diese Geschéftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch den

Rat in Kraft. Gleichzeitig tritt die frihere Geschéaftsordnung vom 26. Mai 2009 aul3er
Kraft.
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Gegenuberstellung alte und neue Geschéaftsordnung

Alte Fassung

Neue Fassung

Geschéftsordnung

fur den Rat der Gemeinde Niederkriichten
(GeschO)

Aufgrund des 8 47 Abs. 2 Gemeindeordnung fir das Land NRW (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geandert durch Gesetz vom 24. Juni
2008 (GV. NRW. S. 514), hat der Rat der Gemeinde Niederkriichten am 26. Mai 2009 folgende
Geschaftsordnung beschlossen:

Inhaltsiibersicht

I Geschéaftsfihrung des Rates

1.  Vorbereitung der Ratssitzungen
§ 1 Einberufung der Ratssitzungen
§ 2 Ladungsfrist
§ 3 Aufstellung der Tagesordnung
§ 4 Offentliche Bekanntmachung
§ 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung
§ 6 Informationsrecht des Rates

2. Durchfiihrung der Ratssitzungen

a) Allgemeines

§ 7 Offentlichkeit der Ratssitzung

§ 8 Vorsitz

§ 9 Beschlussfahigkeit

§ 10 Befangenheit von Ratsmitgliedern
§ 11 Teilnahme an Sitzungen

b)  Gang der Beratungen

§ 12 Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

§ 13 Redeordnung

§ 14 Antrage zur Geschéaftsordnung

§ 15 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste
§ 16 Antrage zur Sache

Geschéftsordnung

fur den Rat und die Ausschiisse der Gemeinde Niederkriichten
(GeschO)

Aufgrund des 8 47 Abs. 2 Gemeindeordnung fur das Land NRW (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geadndert durch Gesetz vom 25. Juni
2015 (GV. NRW. S. 496), hat der Rat der Gemeinde Niederkriichten am 21. Méarz 2017 folgende
Geschaftsordnung beschlossen:

Inhaltsiibersicht

I Geschaftsfihrung des Rates

1.  Vorbereitung der Ratssitzungen
§ 1 Einberufung der Ratssitzungen
§ 2 Ladungsfrist
§ 3 Aufstellung der Tagesordnung
§ 4 Offentliche Bekanntmachung
§ 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung
§ 6 Informationsrecht des Rates

2. Durchfiihrung der Ratssitzungen

a) Allgemeines

§ 7 Offentlichkeit der Ratssitzung

§ 8 Vorsitz

§ 9 Beschlussfahigkeit

§ 10 Befangenheit von Ratsmitgliedern
§ 11 Teilnahme an Sitzungen

b) Gang der Beratungen

§ 12 Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

§ 13 Redeordnung

§ 14 Antrage zur Geschéftsordnung

8 15 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste
§ 16 Antrage zur Sache
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VI.

§ 17 Abstimmung

§ 18 Fragerecht der Ratsmitglieder
§ 19 Fragerecht von Einwohnern

§ 20 Wahlen

c) Ordnung in den Sitzungen
§ 21 Ordnungsgewalt und Hausrecht
§ 22 Ordnungsruf und Wortentziehung
§ 23 Entzug der Sitzungsentschédigung, Ausschluss aus der Sitzung
§ 24 Einspruch gegen Ordnungsmaf3nahmen

3. Niederschrift (iber die Ratssitzungen, Unterrichtung der Offentlichkeit

§ 25 Niederschrift )
§ 26 Unterrichtung der Offentlichkeit
Geschéftsfuhrung der Ausschiisse
§ 27 Grundregel
§ 28 Abweichung fur das Verfahren der Ausschiisse
§ 29 Einspruch gegen Beschliisse entscheidungsbefugter
Ausschisse
Fraktionen
§ 30 Bildung von Fraktionen
§ 31 Informationsrecht der Fraktionen
Altestenrat
§ 32 Zusammensetzung
§ 33 Verfahren und Befugnisse
Datenschutz
§ 34 Datenschutz
§ 35 Datenverarbeitung
Schlussbestimmungen, In-Kraft-Treten

§ 36 Schlussbestimmungen
§ 37 In-Kraft-Treten

VI.

§ 17 Abstimmung

§ 18 Fragerecht der Ratsmitglieder
§ 19 Fragerecht von Einwohnern

§ 20 Wahlen

c) Ordnung in den Sitzungen
§ 21 Ordnungsgewalt und Hausrecht
§ 22 Ordnungsruf und Wortentziehung
§ 23 Entzug der Sitzungsentschadigung, Ausschluss aus der Sitzung
§ 24 Einspruch gegen Ordnungsmafinahmen

3. Niederschrift iiber die Ratssitzungen, Unterrichtung der Offentlichkeit

§ 25 Niederschrift
§ 26 Unterrichtung der Offentlichkeit
Geschéftsfihrung der Ausschisse
§ 27 Grundregel
§ 28 Abweichung fur das Verfahren der Ausschiusse
§ 29 Einspruch gegen Beschlisse entscheidungsbefugter
Ausschiisse
Fraktionen
§ 30 Bildung von Fraktionen
§ 31 Informationsrecht der Fraktionen
Altestenrat
§ 32 Zusammensetzung
§ 33 Verfahren und Befugnisse
Datenschutz
§ 34 Datenschutz
§ 35 Datensicherheit
Schlussbestimmungen, In-Kraft-Treten

§ 36 Schlussbestimmungen
§ 37 In-Kraft-Treten
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Geschéftsfihrung des Rates

Vorbereitung der Ratssitzungen

§1
Einberufung der Ratssitzungen

Der/die Burgermeister/in beruft den Rat ein, sooft es die Geschaftslage erfordert, jedoch soll
er den Rat wenigstens alle zwei Monate einberufen. Der Rat ist unverzuglich einzuberufen,
wenn mindestens ein Funftel der Ratsmitglieder oder eine Fraktion unter Angabe der zur
Beratung zu stellenden Gegenstande dies verlangen.

Die Einberufung erfolgt durch Ubersendung einer schriftichen Einladung an alle
Ratsmitglieder und den/die Beigeordnete/n.

In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. lhr sollen schriftliche
Erlauterungen zu den einzelnen Verhandlungsgegenstanden (Vorlagen) beigegeben
werden.

§2
Ladungsfrist

Die Einladung muss den Ratsmitgliedern mindestens 8 Tage vor dem Sitzungstag,
Zustellungstag und Sitzungstag miteingerechnet, zugehen.

In besonders dringenden Féllen kann die Ladungsfrist bis auf 3 Tage abgekurzt werden.
Hierbei sind der Zustellungstag und der Sitzungstag miteingerechnet. Die Dringlichkeit ist in
der Einladung zu begriinden.

§3
Aufstellung der Tagesordnung

Der/die Burgermeister/in setzt die Tagesordnung fest. Er/sie hat dabei Vorschlage
aufzunehmen, die ihm/ihr in schriftlicher Form spéatestens am 11. Tag vor dem Sitzungstag
von mindestens einem Fiinftel der Ratsmitglieder oder einer Fraktion vorgelegt werden.
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Geschéftsfuhrung des Rates

Vorbereitung der Ratssitzungen

§1
Einberufung der Ratssitzungen

Der/die Birgermeister/in beruft den Rat ein, sooft es die Geschéaftslage erfordert, jedoch soll
er den Rat wenigstens alle zwei Monate einberufen. Der Rat ist unverziiglich einzuberufen,
wenn mindestens ein Funftel der Ratsmitglieder  oder eine Fraktion unter Angabe der zur
Beratung zu stellenden Gegenstéande dies verlangen.

Die Einberufung erfolgt im Rahmen der ,digitalen Ratsarbeit® durch elektronische
Bereitstellung der Einladung. Alle Ratsmitglieder und sachkundigen Birger, die eine E-Mail-
Adresse hinterlegt haben, erhalten per E-Mail einen Hinweis auf die Einstellung im Rats-
und Informationssystem. Einladung, Tagesordnung und Vorlagen sind alsdann von den
Rats- und Ausschussmitgliedern elektronisch abzurufen. Die Einladung gilt mit dem Tage
der Verfiigbarkeit im Ratsinformationssystem als zugestellt.

Die Ratsmitglieder missen etwaige Storungen, die den Abruf der Sitzungsunterlagen
verhindern, unverzuglich dem Biirgermeister/der Burgermeisterin mitteilen, der/die in diesem
Fall fur Abhilfe sorgt bzw. die sitzungsrelevanten Unterlagen schnellstméglich auf anderem
Wege uUbermittelt.

In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. lhr sollen schriftliche
Erlauterungen zu den einzelnen Verhandlungsgegenstanden (Vorlagen) beigefligt werden.
Die Ubersendung dieser Vorlagen richtet sich nach § 1 Abs. 2 der Geschéaftsordnung.

§2
Ladungsfrist

Die Einladung muss den Ratsmitgliedern mindestens 8 Tage vor dem Sitzungstag,
Zustellungstag und Sitzungstag miteingerechnet, zugehen.

In besonders dringenden Fallen kann die Ladungsfrist bis auf 3 Tage abgekurzt werden.
Hierbei sind der Zustellungstag und der Sitzungstag miteingerechnet. Die Dringlichkeit ist in
der Einladung zu begriinden.

§3
Aufstellung der Tagesordnung

Der/die Burgermeister/in setzt die Tagesordnung fest. Er/sie hat dabei Vorschlage
aufzunehmen, die ihm/ihr in schriftlicher Form spatestens am 11. Tag vor dem Sitzungstag
von mindestens einem Funftel der Ratsmitglieder oder einer Fraktion vorgelegt werden.
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2 Der/die Birgermeister/in legt ferner die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunkte
fest und bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften, welche
Tagesordnungspunkte in nichtéffentlicher Sitzung behandelt werden sollen.

?3) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Gemeinde

fallt, weist der/die Burgermeister/in in der Tagesordnung darauf hin, dass die Angelegenheit
durch Geschéftsordnungsbeschluss vom Rat von der Tagesordnung wieder abzusetzen ist.

§4
Offentliche Bekanntmachung

Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom/von der Birgermeister/in rechtzeitig 6ffentlich
bekanntzumachen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die die Hauptsatzung hierfur
vorschreibt.

§5
Anzeigepflicht bei Verhinderung

Q) Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies unverziglich,
spatestens zu Beginn der Sitzung, dem/der Birgermeister/in mitzuteilen.

2 Entsprechendes gilt fir Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen.

§6
Informationsrecht des Rates

Q) Zur Vorbereitung seiner Beratungen kann der Rat im Rahmen seiner Aufgaben von dem/der
Burgermeister/in Auskunfte Uber die von diesem/dieser oder in seinem/ihrem Auftrag
gespeicherten Daten verlangen, soweit der Dateniibermittiung nicht Rechtsvorschriften,
insbesondere Bestimmungen der Datenschutzgesetze, entgegenstehen.

2 Fiur die Verwertung der Ubermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften,
insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze.

2 Der/die Burgermeister/in legt ferner die Reihenfolge der einzelnen Tagesordnungspunkte
fest und bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften, welche
Tagesordnungspunkte in nichtéffentlicher Sitzung behandelt werden sollen.

?3) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Gemeinde

fallt, weist der/die Burgermeister/in in der Tagesordnung darauf hin, dass die Angelegenheit
durch Geschéaftsordnungsbeschluss vom Rat von der Tagesordnung wieder abzusetzen ist.

§4
Offentliche Bekanntmachung

Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom/von der Biirgermeister/in rechtzeitig offentlich
bekanntzumachen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die die Hauptsatzung hierfir
vorschreibt.

§5
Anzeigepflicht bei Verhinderung

) Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies unverziiglich,
spatestens zu Beginn der Sitzung, dem/der Birgermeister/in mitzuteilen.

2 Entsprechendes gilt fur Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen.

§6
Informationsrecht des Rates

Q) Zur Vorbereitung seiner Beratungen kann der Rat im Rahmen seiner Aufgaben von dem/der
Burgermeister/in Auskinfte Uber die von diesem/dieser oder in seinem/ihrem Auftrag
gespeicherten Daten verlangen, soweit der Datenlbermittlung nicht Rechtsvorschriften,
insbesondere Bestimmungen der Datenschutzgesetze, entgegenstehen.

2 Fir die Verwertung der Ubermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften,
insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze.
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Durchfiihrung der Ratssitzungen

Allgemeines

§7
Offentlichkeit der Ratssitzungen

Die Sitzungen des Rates sind offentlich.

Jedermann hat das Recht, als Zuhorer/in an offentlichen Ratssitzungen teilzunehmen,
soweit dies die raumlichen Verhaltnisse gestatten. Die Zuhorer/innen sind - auBer im Falle
des § 19 (Einwohnerfragestunde) - nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst
an den Verhandlungen des Rates zu beteiligen.

Fir folgende Angelegenheiten wird die Offentlichkeit ausgeschlossen:

a) Personalangelegenheiten,

b) Liegenschaftssachen,

c¢)  Aufnahme und Vergabe von Darlehen sowie Ubernahme von Biirgschaften,

d)  Auftragsvergaben,

e)  Prozessangelegenheiten,

f) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung,

g) Einzelfalle in Abgabenangelegenheiten,

h)  Angelegenheiten der Rechnungsprifung mit Ausnahme
der Beratung des Jahresabschlusses und der Entlastung
des Birgermeisters/der Burgermeisterin (8 96 Abs. 1 GO)

i) Angelegenheiten, die schutzwiirdige Interessen eines Eeinzelnen oder einer
Gemeinschaft zum Inhalt haben oder deren Behandlung in &ffentlicher Sitzung das
Wohl der Gemeinde gefahrden kdnnte.

Dariiber hinaus kann auf Antrag des Birgermeisters/der Birgermeisterin oder eines
Ratsmitgliedes fiir einzelne Angelegenheiten die Offentlichkeit ausgeschlossen werden.
Antrage und Vorschlage auf Ausschluss der Offentlichkeit dirfen nur in nichtéffentlicher
Sitzung begriindet und beraten werden. Falls dem Antrag oder dem Vorschlag stattgegeben
wird, ist die Offentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtéffentlicher
Sitzung weiter verhandelt wird (§ 48 Abs. 2 Séatze 3 bis 5 GO).

Personenbezogene Daten dirfen offenbart werden, soweit nicht schiitzenswerte Interessen
Einzelner oder Belange des offentlichen Wohls Uberwiegen; erforderlichenfalls ist die
Offentlichkeit auszuschliel3en.

§8
Vorsitz

Der/die Burgermeister/in fuhrt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner/ihrer Verhinderung
Ubernimmt sein/e bzw. ihr/e Stellvertreter/in den Vorsitz. Die Reihenfolge der Stellvertretung
bestimmt sich aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67 Abs. 2 GO.

a)

@)

@

®)

)

@

Durchfiihrung der Ratssitzungen

Allgemeines

§7
Offentlichkeit der Ratssitzungen

Die Sitzungen des Rates sind 6ffentlich.

Jedermann hat das Recht, als Zuhorer/in an o6ffentlichen Ratssitzungen teilzunehmen,
soweit dies die raumlichen Verhdaltnisse gestatten. Die Zuhérer/innen sind - aul3er im Falle
des 8§ 19 (Einwohnerfragestunde) - nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an
den Verhandlungen des Rates zu beteiligen.

Fur folgende Angelegenheiten wird die Offentlichkeit ausgeschlossen:

a) Personalangelegenheiten,
b) Liegenschaftsangelegenheiten,
c)  Aufnahme und Vergabe von Darlehen sowie Ubernahme von Biirgschaften,
d)  Auftragsvergaben,
e) Prozessangelegenheiten,
f) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung,
g)  Einzelfalle in Abgabenangelegenheiten,
h)  Angelegenheiten der Rechnungspriifung mit Ausnahme
der Beratung des Jahresabschlusses und der Entlastung
des Birgermeisters/der Birgermeisterin (8 96 Abs. 1 GO)
i) Angelegenheiten, die schutzwirdige Interessen eines Einzelnen oder
einer Gemeinschaft zum Inhalt haben oder  deren Behandlung in 6ffentlicher Sitzung
das Wohl der Gemeinde geféhrden kdnnte.

Darliber hinaus kann auf Antrag des Burgermeisters/der Burgermeisterin oder eines
Ratsmitgliedes fiir einzelne Angelegenheiten die Offentlichkeit ausgeschlossen werden.
Antrage und Vorschlage auf Ausschluss der Offentlichkeit diirfen nur in nichtoffentlicher
Sitzung begriindet und beraten werden. Falls dem Antrag oder dem Vorschlag stattgegeben
wird, ist die Offentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtéffentlicher
Sitzung weiter verhandelt wird (§ 48 Abs. 2 Satze 3 bis 5 GO).

Personenbezogene Daten dirfen offenbart werden, soweit nicht schitzenswerte Interessen
Einzelner oder Belange des offentlichen Wohls Uberwiegen; erforderlichenfalls ist die
Offentlichkeit auszuschlieRen.

§8
Vorsitz

Der/die Birgermeister/in fuhrt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner/ihrer Verhinderung
Ubernimmt sein/e bzw. ihr/e Stellvertreter/in den Vorsitz. Die Reihenfolge der Stellvertretung
bestimmt sich aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67 Abs. 2 GO.




Seite 6 von 18

@

(€0

@

)

@
©)

4)

@

@)

Der/die Birgermeister/in hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. Er/sie handhabt
die Ordnung in der Sitzung und Ubt das Hausrecht (8 51 GO) aus.

§9
Beschlussfahigkeit

Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der/die Birgermeister/in die ordnungsgemafie
Einberufung sowie die Beschlussfahigkeit der Versammlung fest und l&sst dies in der
Niederschrift vermerken. Der Rat ist beschlussféahig, wenn mehr als die Hélfte der
gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. Er gilt als beschlussfahig, solange seine
Beschlussunfahigkeit nicht festgestellt ist (§ 49 Abs. 1 GO).

Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfahigkeit zuriickgestellt worden und wird der Rat
zur Behandlung Uber denselben Gegenstand einberufen, so ist er ohne Riicksicht auf die
Zahl der Erschienenen beschlussféhig, wenn bei der zweiten Einberufung auf diese
Bestimmung ausdrticklich hingewiesen worden ist (§ 49 Abs. 2 GO).

§10
Befangenheit von Ratsmitgliedern

Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach 8§ 31, 43 Abs. 2, 50 Abs. 6 GO von der
Mitwirkung an der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat es den
AusschlieBungsgrund vor Eintritt in die Verhandlung unaufgefordert dem/der
Birgermeister/in anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer 6ffentlichen
Sitzung kann das Ratsmitglied sich in dem fir die Zuhorer bestimmten Teil des
Sitzungsraumes aufhalten.

In Zweifelsfallen entscheidet der Rat dariiber, ob ein AusschlieRungsgrund besteht.

Verstof3t ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat dies
durch Beschluss fest. Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen.

Die Regelungen gelten auch fir den/die Burgermeister/in mit der MaRgabe, dass er/sie die
Befangenheit dem/der Stellvertretenden Birgermeister/in vor Eintritt in die Verhandlungen
anzeigt.

§11
Teilnahme an Sitzungen

Der/die Burgermeister/in und der/die Beigeordnete nehmen an den Sitzungen des Rates teil.
Der/die Burgermeister/in ist berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Fiinftels der
Ratsmitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem
Rat Stellung zu nehmen. Auch der/die Beigeordnete ist hierzu verpflichtet, falls es der Rat
oder der/die Burgermeister/in verlangt (§ 69 Abs. 1 GO).

Mitglieder der Ausschisse kénnen an den nichtoffentlichen Sitzungen des Rates als Zuhorer
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Der/die Birgermeister/in hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. Er/sie handhabt
die Ordnung in der Sitzung und Ubt das Hausrecht (§ 51 GO) aus.

§9
Beschlussfahigkeit

Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der/die Burgermeister/in die ordnungsgemalle
Einberufung sowie die Beschlussféhigkeit der Versammlung fest und lasst dies in der
Niederschrift vermerken. Der Rat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der
gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. Er gilt als beschlussfahig, solange seine
Beschlussunfahigkeit nicht festgestellt ist (§ 49 Abs. 1 GO).

Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfahigkeit zurlickgestellt worden und wird der Rat
zur Behandlung uber denselben Gegenstand einberufen, so ist er ohne Ricksicht auf die
Zahl der Erschienenen beschlussfahig, wenn bei der zweiten Einberufung auf diese
Bestimmung ausdrticklich hingewiesen worden ist (§ 49 Abs. 2 GO).

§10
Befangenheit von Ratsmitgliedern

Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach 88§ 31, 43 Abs. 2, 50 Abs. 6 GO von der
Mitwirkung an der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat es den
AusschlieBungsgrund vor Eintritt  in die Verhandlung unaufgefordert dem/der
Birgermeister/in anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer 6ffentlichen
Sitzung kann das Ratsmitglied sich in dem fur die Zuhotrer bestimmten Teil des
Sitzungsraumes aufhalten.

In Zweifelsfallen entscheidet der Rat dariiber, ob ein AusschlieRungsgrund besteht.

Versto3t ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat dies
durch Beschluss fest. Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen.

Die Regelungen gelten auch fiir den/die Burgermeister/in mit der MalRgabe, dass er/sie die
Befangenheit dem/der Stellvertretenden Birgermeister/in vor Eintritt in die Verhandlungen
anzeigt.

§11
Teilnahme an Sitzungen

Der/die Birgermeister/in nimmt an den Sitzungen des Rates teil. Der/die Burgermeister/in ist
berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Finftels der Ratsmitglieder oder einer
Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem Rat Stellung zu nehmen.

Mitglieder der Ausschisse kénnen an den nichtéffentlichen Sitzungen des Rates als Zuhérer
teilnehmen. Sie haben sich in dem fir die Zuhorer bestimmten Teil des Sitzungsraumes
aufzuhalten. Die Teilnahme als Zuhorer begrindet keinen Anspruch auf Ersatz des
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teilnehmen. Sie haben sich in dem fur die Zuhérer bestimmten Teil des Sitzungsraumes
aufzuhalten. Die Teilnahme als Zuhorer begrindet keinen Anspruch auf Ersatz des
Verdienstausfalles und auf Zahlung von Sitzungsgeld (8 48 Abs. 4 GO).

Gang der Beratungen

§12
Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

Der Rat kann beschlieRen,

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu andern,
b)  Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden,
c) Tagesordnungspunkte abzusetzen.

Die Verweisung eines zur Beratung in Offentlicher Sitzung vorgesehenen
Tagesordnungspunktes in die nichtoffentliche Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich
um eine geheimhaltungsbedurftige Angelegenheit im Sinne von § 7 Abs. 2 bis 4 der
Geschéftsordnung handelt.

Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Rates erweitert werden, wenn
es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden oder die von aul3erster
Dringlichkeit sind (§ 48 Abs. 1 GO). Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen.

Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder eines Finftels der Ratsmitglieder eine
Angelegenheit in die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in den
Aufgabenbereich der Gemeinde fallt, setzt der Rat durch Geschéftsordnungsbeschluss die
Angelegenheit von der Tagesordnung ab.

Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft, die nicht in
den Aufgabenbereich der Gemeinde fallt, ein Geschaftsordnungsantrag nach Abs. 3 aus der
Mitte des Rates nicht gestellt, stellt der/die Biirgermeister/in von Amts wegen den Antrag
und l&aRt daruber abstimmen.

§13
Redeordnung

Der/die Birgermeister/in ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen oder
beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes auf und
stellt die Angelegenheit zur Beratung. Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag
von einem Finftel der Ratsmitglieder oder einer Fraktion in die Tagesordnung
aufgenommen worden ist (§ 3 Abs. 1 Geschaftsordnung), so ist zunachst den Antragstellern
Gelegenheit zu geben, ihren Vorschlag zu begrinden. Ist eine Berichterstattung
vorgesehen, so erhalt zunachst der/die Berichterstatter/in das Wort.
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Verdienstausfalles und auf Zahlung von Sitzungsgeld (§ 48 Abs. 4 GO).

Gang der Beratungen

§12
Anderung und Erweiterung der Tagesordnung

Der Rat kann beschlie3en,

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu andern,
b)  Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden,
c) Tagesordnungspunkte abzusetzen.

Die Verweisung eines zur Beratung in Offentlicher Sitzung vorgesehenen
Tagesordnungspunktes in die nichtoffentliche Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich
um eine geheimhaltungsbedurftige Angelegenheit im Sinne von § 7 Abs. 2 bis 4 der
Geschaftsordnung handelt.

Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Rates erweitert werden, wenn
es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden oder die von &uf3erster
Dringlichkeit sind (§ 48 Abs. 1 GO). Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen.

Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder eines Finftels der Ratsmitglieder eine
Angelegenheit in die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in den
Aufgabenbereich der Gemeinde féllt, setzt der Rat durch Geschéftsordnungsbeschluss die
Angelegenheit von der Tagesordnung ab.

Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft, die nicht in
den Aufgabenbereich der Gemeinde fallt, ein Geschaftsordnungsantrag nach Abs. 3 aus der
Mitte des Rates nicht gestellt, stellt der/die Birgermeister/in von Amts wegen den Antrag
und laRt daruber abstimmen.

§13
Redeordnung

Der/die Burgermeister/in ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der vorgesehenen oder
beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des Verhandlungsgegenstandes auf und
stellt die Angelegenheit zur Beratung. Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag
von einem Finftel der Ratsmitglieder oder einer Fraktion in die Tagesordnung
aufgenommen worden ist (§ 3 Abs. 1 Geschaftsordnung), so ist zunachst den Antragstellern
Gelegenheit zu geben, ihren Vorschlag zu begrinden. Ist eine Berichterstattung
vorgesehen, so erhalt zunachst der/die Berichterstatter/in das Wort.
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Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in den Aufgabenbereich der Gemeinde fallen,
gelten § 12 Abséatze 3 und 4.

Ein Ratsmitglied, das das Wort ergreifen will, hat sich durch deutliches Aufheben der Hand
zu melden. Melden sich mehrere Ratsmitglieder gleichzeitig, so bestimmt der/die
Birgermeister/in die Reihenfolge der Wortmeldungen.

AufRerhalb der Reihenfolge erhélt ein Ratsmitglied das Wort, wenn es Antrdge zur
Geschaftsordnung stellen will.

Der/die Burgermeister/in ist berechtigt, auch auflerhalb der Reihenfolge das Wort zu
ergreifen.

Die Redezeit betragt im Regelfalle hochstens 5 Minuten. Sie kann durch Beschluss des
Rates verlangert oder verkiirzt werden. Ein Ratsmitglied darf hochstens zweimal zum selben
Punkt der Tagesordnung sprechen; Antrdge zur Geschéaftsordnung bleiben hiervon
unbertihrt.

§14
Antrage zur Geschéftsordnung

Antrage zur Geschaftsordnung konnen jederzeit von jedem Ratsmitglied gestellt werden.
Dazu gehoren insbesondere folgende Antrage:

a) auf Schluss der Aussprache (8 15),

b) auf Schluss der Rednerliste (§ 15),

¢) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den/die Burgermeister/in,
d) auf Vertagung,

e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung,

f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,

g) auf namentliche oder geheime Abstimmung,

h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung.

Wird ein Antrag zur Geschaftsordnung gestellt, so darf noch je ein Ratsmitglied fir und
gegen diesen Antrag sprechen. Alsdann ist Giber den Antrag abzustimmen. In den Féllen des
§ 17 Abs. 3 und Abs. 4 bedarf es keiner Abstimmung.

Uber Antrage zur Geschéftsordnung hat der Rat gesondert vorab zu entscheiden. Werden
mehrere Antrdge zur Geschaftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist Uber den jeweils
weitestgehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfallen bestimmt der/die
Burgermeister/in die Reihenfolge der Abstimmung.

§15
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste

Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann verlangen, dass die Beratung
des Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste geschlossen wird. Wird ein solcher Antrag
gestellt, so gibt der/die Vorsitzende die bereits vorliegenden Wortmeldungen bekannt.
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Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in den Aufgabenbereich der Gemeinde fallen,
gelten § 12 Absétze 3 und 4.

Ein Ratsmitglied, das das Wort ergreifen will, hat sich durch deutliches Aufheben der Hand
zu melden. Melden sich mehrere Ratsmitglieder gleichzeitig, so bestimmt der/die
Birgermeister/in die Reihenfolge der Wortmeldungen.

AulRerhalb der Reihenfolge erhélt ein Ratsmitglied das Wort, wenn es Antrdge zur
Geschaftsordnung stellen will.

Der/die Burgermeister/in ist berechtigt, auch auBerhalb der Reihenfolge das Wort zu
ergreifen.

Die Redezeit betragt im Regelfalle hochstens 5 Minuten. Sie kann durch Beschluss des
Rates verlangert oder verkiirzt werden. Ein Ratsmitglied darf htchstens zweimal zum selben
Punkt der Tagesordnung sprechen; Antrage zur Geschéftsordnung bleiben hiervon
unberihrt.

§14
Antrage zur Geschéftsordnung

Antrage zur Geschaftsordnung kdnnen jederzeit von jedem Ratsmitglied gestellt werden.
Dazu gehoren insbesondere folgende Antrage:

a) auf Schluss der Aussprache (8§ 15),

b) auf Schluss der Rednerliste (§ 15),

c¢) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den/die Blrgermeister/in,
d) auf Vertagung,

e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung,

f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Offentlichkeit,

g) auf namentliche oder geheime Abstimmung,

h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung.

Wird ein Antrag zur Geschaftsordnung gestellt, so darf noch je ein Ratsmitglied fiir und
gegen diesen Antrag sprechen. Alsdann ist Giber den Antrag abzustimmen. In den Fallen des
§ 17 Abs. 3 und Abs. 4 bedarf es keiner Abstimmung.

Uber Antrage zur Geschaftsordnung hat der Rat gesondert vorab zu entscheiden. Werden
mehrere Antrédge zur Geschaftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist Uber den jeweils
weitestgehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfallen bestimmt der/die
Burgermeister/in die Reihenfolge der Abstimmung.

§15
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste

Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann verlangen, dass die Beratung
des Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste geschlossen wird. Wird ein solcher Antrag
gestellt, so gibt der/die Vorsitzende die bereits vorliegenden Wortmeldungen bekannt.
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§16
Antréage zur Sache

Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion sind berechtigt, zu jedem Punkt der Tagesordnung
Antrage zu stellen, um eine Entscheidung des Rates in der Sache herbeizufiihren (Antrége
zur Sache). Hat eine Vorberatung in Ausschiissen des Rates stattgefunden, so steht ein
gleiches Recht auch den beteiligten Ausschissen zu. Die Antrage missen einen
abstimmungsféhigen Beschlussentwurf enthalten.

Fir Zusatz- und Anderungsantrage zu den nach Abs. 1 gestellten Antragen gilt Abs. 1 Satz
3 entsprechend.

Antrage nach den Abséatzen 1 und 2, die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gegeniber
den Ansatzen des Haushaltsplanes zur Folge haben, miissen mit einem Deckungsvorschlag
verbunden werden.

§17
Abstimmung

Nach Schluss der Aussprache stellt der/die Burgermeister/in die zu dem
Tagesordnungspunkt gestellten Sachantrage zur Abstimmung. Der weitestgehende Antrag
hat Vorrang. In Zweifelsféllen bestimmt der/die Birgermeister/in die Reihenfolge der
Abstimmung.

Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen.
Auf Antrag von mindestens einem Finftel der Ratsmitglieder erfolgt namentliche
Abstimmung. Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes Ratsmitgliedes in der

Niederschrift zu vermerken.

Auf Antrag von mindestens einem Finftel der Ratsmitglieder wird geheim abgestimmt. Die
geheime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln.

Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als auch auf
geheime Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang.

Das Abstimmungsergebnis wird vom/von der Blrgermeister/in bekannt gegeben und in der
Niederschrift festgehalten.

Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass seine von der Mehrheit des Rates abweichende
Abstimmung oder seine Stimmenthaltung in die Niederschrift aufgenommen wird.
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§16
Antréage zur Sache

Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion sind berechtigt, zu jedem Punkt der Tagesordnung
Antrage zu stellen, um eine Entscheidung des Rates in der Sache herbeizufiihren (Antrage
zur Sache). Hat eine Vorberatung in Ausschiissen des Rates stattgefunden, so steht ein
gleiches Recht auch den beteiligten Ausschissen zu. Die Antrage missen einen
abstimmungsféhigen Beschlussentwurf enthalten.

Fur Zusatz- und Anderungsantrage zu den nach Abs. 1 gestellten Antragen gilt Abs. 1 Satz
3 entsprechend.

Antrage nach den Abséatzen 1 und 2, die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gegeniber
den Anséatzen des Haushaltsplanes zur Folge haben, mussen mit einem Deckungsvorschlag
verbunden werden.

§17
Abstimmung

Nach Schluss der Aussprache stellt der/die Birgermeister/in die zu dem
Tagesordnungspunkt gestellten Sachantrdge zur Abstimmung. Der weitestgehende Antrag
hat Vorrang. In Zweifelsfallen bestimmt der/die Blrgermeister/in die Reihenfolge der
Abstimmung.

Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen.
Auf Antrag von mindestens einem Funftel der Ratsmitglieder erfolgt namentliche
Abstimmung. Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes Ratsmitgliedes in

der Niederschrift zu vermerken.

Auf Antrag von mindestens einem Finftel der Ratsmitglieder wird geheim abgestimmt. Die
geheime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln.

Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als auch auf
geheime Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang.

Das Abstimmungsergebnis wird vom/von der Birgermeister/in bekannt gegeben und in der
Niederschrift festgehalten.

Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass seine von der Mehrheit des Rates abweichende
Abstimmung oder seine Stimmenthaltung in die Niederschrift aufgenommen wird.
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§18
Fragerecht der Ratsmitglieder

Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftiche Anfragen, die sich auf Angelegenheiten der
Gemeinde beziehen, an den/die Biirgermeister/in zu richten. Anfragen sind mindestens funf
Werktage vor Beginn der Ratssitzung dem/der Birgermeister/in zuzuleiten. Die
Beantwortung hat schriftlich zu erfolgen, wenn der/die Fragesteller/in es verlangt.

Jedes Ratsmitglied ist darlber hinaus berechtigt, nach Erledigung der Tagesordnung einer
Ratssitzung bis zu zwei mundliche Anfragen, die sich nicht auf die Tagesordnung der
Ratssitzung beziehen dirfen, an den/die Birgermeister/in zu richten. Die Anfragen missen
Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der Gemeinde fallen. Sie missen
kurz gefasst sein und eine kurze Beantwortung ermdglichen. Der/die Fragesteller/in darf
jeweils nur eine Zusatzfrage stellen. Ist eine sofortige Beantwortung nicht mdglich, kann
der/die Fragesteller/in auf eine Beantwortung in der nachsten Ratssitzung oder auf eine
schriftliche Beantwortung verwiesen werden.

Die Hochstdauer einer Fragestunde wird auf 30 Minuten festgesetzt.

Anfragen dirfen zuriickgewiesen werden, wenn
a)  sie nicht den Bestimmungen der Abs. 1 oder 2 entspre chen,

b)  die begehrte Auskunft demselben/derselben oder einem/einer anderen Fragesteller/in
innerhalb der letzten sechs Monate bereits erteilt wurde,

c) die Beantwortung offenkundig mit einem unverhaltnismaRigen Aufwand verbunden
ware.

Eine Aussprache findet nicht statt.

§19
Fragerecht von Einwohnern

Der Rat kann beschlie3en, dass eine Fragestunde fiir Einwohner im Einzelfall oder generell
als erster Tagesordnungspunkt des 6ffentlichen Teils der nachstfolgenden Ratssitzung bzw.
Ratssitzungen aufgenommen wird. Die Fragestunde sollte maximal 15 Minuten nicht
Uberschreiten. Jeder/jede Einwohner/in der Gemeinde ist berechtigt, nach Aufruf des
Tagesordnungspunktes bis zu zwei miindliche Anfragen an den/die Birgermeister/in zu
richten. Die Anfragen missen sich auf Angelegenheiten der Gemeinde beziehen und kurz
gefasst sein.

Melden sich mehrere Einwohner/innen gleichzeitig, so bestimmt der/die Birgermeister/in die
Reihenfolge der Wortmeldungen. Jeder/jede Fragesteller/in ist berechtigt, hdchstens zwei
Zusatzfragen zu stellen.

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Regelfall miindlich durch den/die Burgermeisterin.
Ist eine sofortige Beantwortung nicht méglich, so kann der/die Fragesteller/in auf schriftliche
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§18
Fragerecht der Ratsmitglieder

Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftiche Anfragen, die sich auf Angelegenheiten der
Gemeinde beziehen, an den/die Burgermeister/in zu richten. Anfragen sind mindestens finf
Werktage vor Beginn der Ratssitzung dem/der Birgermeister/in zuzuleiten. Die
Beantwortung hat schriftlich zu erfolgen, wenn der/die Fragesteller/in es verlangt.

Jedes Ratsmitglied ist dariiber hinaus berechtigt, nach Erledigung der Tagesordnung einer
Ratssitzung bis zu zwei mundliche Anfragen, die sich nicht auf die Tagesordnung der
Ratssitzung beziehen durfen, an den/die Birgermeister/in zu richten. Die Anfragen missen
Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der Gemeinde fallen. Sie missen
kurz gefasst sein und eine kurze Beantwortung ermdglichen. Der/die Fragesteller/in darf
jeweils nur eine Zusatzfrage stellen. Ist eine sofortige Beantwortung nicht méglich, kann
der/die Fragesteller/in auf eine Beantwortung in der nachsten Ratssitzung oder auf eine
schriftliche Beantwortung verwiesen werden.

Die Hochstdauer einer Fragestunde wird auf 30 Minuten festgesetzt.

Anfragen durfen zurlickgewiesen werden, wenn

a) sie nicht den Bestimmungen der Abs. 1 oder 2 entsprechen,

b) die begehrte  Auskunft demselben/derselben oder einem/einer anderen
Fragesteller/in innerhalb der letzten sechs Monate bereits erteilt wurde,
c) die Beantwortung offenkundig mit einem unverhaltnismafRigen Aufwand verbunden

ware.

Eine Aussprache findet nicht statt.

§19
Fragerecht von Einwohnern

Der Rat kann beschlief3en, dass eine Fragestunde fir Einwohner im Einzelfall oder generell
als erster Tagesordnungspunkt des 6ffentlichen Teils der néchstfolgenden Ratssitzung bzw.
Ratssitzungen aufgenommen wird. Die Fragestunde sollte maximal 15 Minuten nicht
Uberschreiten. Jeder/jede Einwohner/in der Gemeinde ist berechtigt, nach Aufruf des
Tagesordnungspunktes bis zu zwei mindliche Anfragen an den/die Birgermeister/in zu
richten. Die Anfragen mussen sich auf Angelegenheiten der Gemeinde beziehen und kurz
gefasst sein.

Melden sich mehrere Einwohner/innen gleichzeitig, so bestimmt der/die Blrgermeister/in die
Reihenfolge der Wortmeldungen. Jeder/jede Fragesteller/in ist berechtigt, hochstens zwei
Zusatzfragen zu stellen.

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Regelfall mindlich durch den/die Biirgermeisterin.
Ist eine sofortige Beantwortung nicht mdglich, so kann der/die Fragesteller/in auf schriftliche
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Beantwortung verwiesen werden. Eine Aussprache findet nicht statt.

8§20
Wahlen

Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die Abstimmung erfolgt im Regelfall
durch Handzeichen.

Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied oder der/die Biirgermeister/in der
offenen Abstimmung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe von Stimmzetteln.
Auf dem Stimmzettel ist der Name des/der zu Wahlenden anzugeben oder anzukreuzen.
Unbeschriftete Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung.

Gewahlt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hélfte der giltigen Stimmen
erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als gliltige Stimmen. Erreicht niemand mehr als die Halfte
der Stimmen, so findet zwischen den Personen, welche die beiden hdchsten Stimmenzahlen
erreicht haben, eine engere Wahl statt. Gewahlt ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten
Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (§ 50 Abs. 2 GO).

Fir die Besetzung von Ausschiissen des Rates gilt § 50 Abs. 3 GO.

Ordnung in den Sitzungen

§21
Ordnungsgewalt und Hausrecht

In den Sitzungen des Rates handhabt der/die Birgermeister/in die Ordnung und bt das
Hausrecht aus. Seiner/ihrer Ordnungsgewalt und seinem/ihnrem Hausrecht unterliegen -
vorbehaltlich der 88 22 bis 24  dieser Geschéftsordnung - alle Personen, die sich wahrend
einer Ratssitzung im Sitzungssaal aufhalten. Wer sich ungebuhrlich benimmt oder sonst die
Wirde der Versammlung verletzt, kann vom/von der Biurgermeister/in zur Ordnung gerufen
und notfalls aus dem Sitzungssaal gewiesen werden.

Entsteht wéahrend einer Sitzung des Rates unter den Zuhorern stérende Unruhe, so kann
der/die Bilrgermeister/in nach vorheriger Abmahnung den fir die Zuhérer bestimmten Teil
des Sitzungssaales raumen lassen, wenn die stérende Unruhe auf andere Weise nicht zu
beseitigen ist.

§22
Ordnungsruf und Wortentziehung

Redner bzw. Rednerinnen, die vom Thema abschweifen, kann der/die Burgermeister/in zur
Sache rufen.

Redner bzw. Rednerinnen, die ohne Worterteilung das Wort an sich reiBen oder die
vorgeschriebene Redezeit trotz entsprechender Abmahnung Uberschreiten, kann der/die
Birgermeister/in zur Ordnung rufen.
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Beantwortung verwiesen werden. Eine Aussprache findet nicht statt.

§ 20
Wabhlen

Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die Abstimmung erfolgt im Regelfall
durch Handzeichen.

Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied oder der/die Biirgermeister/in der
offenen Abstimmung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe von Stimmzetteln.
Auf dem Stimmzettel ist der Name des/der zu Wahlenden anzugeben oder anzukreuzen.
Unbeschriftete Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung.

Gewahlt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Halfte der giltigen Stimmen
erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als glltige Stimmen. Erreicht niemand mehr als die Hélfte
der Stimmen, so findet zwischen den Personen, welche die beiden héchsten Stimmenzahlen
erreicht haben, eine engere Wahl statt. Gewahlt ist, wer in dieser engeren Wabhl die meisten
Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (8 50 Abs. 2 GO).

Fir die Besetzung von Ausschiissen des Rates gilt § 50 Abs. 3 GO.

Ordnung in den Sitzungen

§21
Ordnungsgewalt und Hausrecht

In den Sitzungen des Rates handhabt der/die Birgermeister/in die Ordnung und Ubt das
Hausrecht aus. Seiner/ihrer Ordnungsgewalt und seinem/ihrem Hausrecht unterliegen -
vorbehaltlich der 8§ 22 bis 24 dieser Geschéftsordnung - alle Personen, die sich wahrend
einer Ratssitzung im Sitzungssaal aufhalten. Wer sich ungebiihrlich benimmt oder sonst die
Wirde der Versammlung verletzt, kann vom/von der Birgermeister/in zur Ordnung gerufen
und notfalls aus dem Sitzungssaal gewiesen werden.

Entsteht wahrend einer Sitzung des Rates unter den Zuhorern stérende Unruhe, so kann
der/die Birgermeister/in nach vorheriger Abmahnung den fiir die Zuhérer bestimmten Teil
des Sitzungssaales rdumen lassen, wenn die stérende Unruhe auf andere Weise nicht zu
beseitigen ist.

§22
Ordnungsruf und Wortentziehung

Redner bzw. Rednerinnen, die vom Thema abschweifen, kann der/die Blrgermeister/in zur
Sache rufen.

Redner bzw. Rednerinnen, die ohne Worterteilung das Wort an sich reiRen oder die
vorgeschriebene Redezeit trotz entsprechender Abmahnung Uberschreiten, kann der/die
Birgermeister/in zur Ordnung rufen.
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3) Hat ein Redner bzw. eine Rednerin bereits zweimal einen Ruf zur Sache (Abs. 1) oder einen
Ordnungsruf (Abs. 2) erhalten, so kann der/die Birgermeister/in ihm/ihr das Wort entziehen,
wenn der Redner bzw. die Rednerin Anlass zu einer weiteren OrdnungsmafRnahme gibt.
Einem Redner bzw. einer Rednerin, dem/der das Wort entzogen ist, darf es in derselben
Ratssitzung zu dem betreffenden Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt werden.

§23
Entzug der Sitzungsentschadigung, Ausschluss aus der Sitzung

Einem Ratsmitglied, das sich ungebuhrlich benimmt oder die Wirde der Versammlung verletzt, kann
durch Beschluss des Rates die monatliche Aufwandsentschadigung fir den Monat, in dem die Sit-
zung stattfand, ganz oder teilweise entzogen werden. Setzt das Ratsmitglied sein ordnungswidriges
Verhalten fort, so kann es flr einen im Beschluss festzulegenden Zeitraum von dieser und weiteren
Ratssitzungen ausgeschlossen werden. Der Ausschluss bewirkt, dass das Ratsmitglied fir den
festgelegten Zeitraum auch an den Sitzungen der Ausschisse nicht teilnehmen darf.

§24
Einspruch gegen Ordnungsmafinahmen

1) Gegen Ordnungsmaflnahmen nach § 23 dieser Geschéftsordnung steht dem Betroffenen
der Einspruch zu.

2) Uber die Berechtigung der OrdnungsmaRnahme befindet alsdann der Rat in der néchsten

Sitzung ohne die Stimme des Betroffenen. Diesem ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben. Die Entscheidung des Rates ist dem Betroffenen zuzustellen.

3. Niederschrift (iber die Ratssitzungen, Unterrichtung der Offentlichkeit

8§25
Niederschrift

Q) Uber die im Rat gefassten Beschliisse ist durch den/die Schriftfiinrer/in eine Niederschrift
aufzunehmen. Die Niederschrift muss enthalten:

a) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmit glieder,

b)  die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen,

c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung und der
Beendigung der Sitzung,

d) die behandelten Beratungsgegenstande,

e) die gestellten Antrage,

f) die gefassten Beschliisse und die Ergebnisse von Wahlen,

g) die Namen der Ratsmitglieder, die an der Beratung und Beschlussfassung liber einen
Tagesordnungspunkt nicht teilgenommen haben.

?3) Hat ein Redner bzw. eine Rednerin bereits zweimal einen Ruf zur Sache (Abs. 1) oder einen
Ordnungsruf (Abs. 2) erhalten, so kann der/die Burgermeister/in ihm/ihr das Wort entziehen,
wenn der Redner bzw. die Rednerin Anlass zu einer weiteren Ordnungsmafnahme gibt.
Einem Redner bzw. einer Rednerin, dem/der das Wort entzogen ist, darf es in derselben
Ratssitzung zu dem betreffenden Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt werden.

§23
Entzug der Sitzungsentschadigung, Ausschluss aus der Sitzung

Einem Ratsmitglied, das sich ungebuhrlich benimmt oder die Wirde der Versammlung verletzt, kann
durch Beschluss des Rates die monatliche Aufwandsentschadigung fir den Monat, in dem die
Sitzung stattfand, ganz oder teilweise entzogen werden. Setzt das Ratsmitglied sein
ordnungswidriges Verhalten fort, so kann es fir einen im Beschluss festzulegenden Zeitraum von
dieser und weiteren Ratssitzungen ausgeschlossen werden. Der Ausschluss bewirkt, dass das
Ratsmitglied fur den festgelegten Zeitraum auch an den Sitzungen der Ausschiisse nicht teilnehmen
darf.

§24
Einspruch gegen OrdnungsmaRnahmen

1) Gegen Ordnungsmafnahmen nach § 23 dieser Geschéftsordnung steht dem Betroffenen
der Einspruch zu.

2 Uber die Berechtigung der OrdnungsmaRnahme befindet alsdann der Rat in der nichsten

Sitzung ohne die Stimme des Betroffenen. Diesem ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben. Die Entscheidung des Rates ist dem Betroffenen zuzustellen.

3. Niederschrift iiber die Ratssitzungen, Unterrichtung der Offentlichkeit

8§25
Niederschrift

Q) Uber die im Rat gefassten Beschliisse ist durch den/die Schriftfilhrer/in eine Niederschrift
aufzunehmen. Die Niederschrift muss enthalten:

a) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder,

b) die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen,

c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung
Beendigung der Sitzung,

d) die behandelten Beratungsgegensténde,

e) die gestellten Antrage,

f) die gefassten Beschliisse und die Ergebnisse von Wahlen,

Q) die Namen der Ratsmitglieder, die an der Beratung und Beschlussfassung (ber einen
Tagesordnungspunkt nicht teilgenommen haben.

und  der
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2 Die Niederschrift soll eine gedrangte Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs enthalten.

3) Der/die Schriftfihrer/in wird vom Rat bestellt. Die Bestellung eines/einer Bediensteten der
Gemeindeverwaltung erfolgt im Benehmen mit dem/der Biirgermeister/in.

4) Die Niederschrift wird von dem/der Birgermeister/in und dem/der vom Rat bestellten
Schriftfihrer/in unterzeichnet. Verweigert einer der Genannten die Unterschrift, so ist dies in
der Niederschrift zu vermerken. Die Niederschrift ist allen Ratsmitgliedern zuzuleiten.
Niederschriften Gber nichtoffentliche Sitzungen sind von den Ratsmitgliedern vertraulich zu

behandeln.
§ 26
Unterrichtung der Offentlichkeit
Q) Uber den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschliisse ist die Offentlichkeit in
geeigneter Weise zu unterrichten. Dies kann dadurch geschehen, dass der/die

Birgermeister/in den Wortlaut eines vom Rat gefassten Beschlusses in 6ffentlicher Sitzung
verliest und ihn erforderlichenfalls auRerdem im unmittelbaren Anschluss an die Sitzung der
ortlichen Presse zuganglich macht.

2) AuRerhalb der Ratssitzungen obliegt die Unterrichtung der Offentlichkeit tiber die vom Rat
gefassten Beschliisse dem/der Biirgermeister/in.

(©)] L_}ber Beschliisse des Rates, die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, ist die
Offentlichkeit nur dann zu unterrichten, wenn dies der Rat im Einzelfall besonders
beschlossen hat.

Il. Geschéftsfuhrung der Ausschisse

§27
Grundregel

Auf das Verfahren in den Ausschiissen finden grundsétzlich die fir den Rat geltenden Vorschriften
entsprechend Anwendung, soweit nicht § 28 dieser Geschéftsordnung abweichende Regelungen
enthalt.

§28
Abweichungen fur das Verfahren der Ausschiisse

1) Der/die Ausschussvorsitzende setzt im Benehmen mit dem/der Birgermeister/in die
Tagesordnung fest (8 58 Abs. 2 S. 2 GO) und ladt zu den Ausschusssitzungen ein. Der/die
Ausschussvorsitzende ist auf Verlangen des/der Burgermeisters/Birgermeisterin bzw. auf
Antrag einer Fraktion verpflichtet, einen Gegenstand in die Tagesordnung aufzunehmen. Die
Ratsmitglieder, die nicht Ausschussmitglieder sind, erhalten die Einladung nachrichtlich.

2 Die Niederschrift soll eine gedrangte Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs enthalten.

?3) Der/die Schriftfuhrer/in wird vom Rat bestellt. Die Bestellung eines/einer Bediensteten der
Gemeindeverwaltung erfolgt im Benehmen mit dem/der Biirgermeister/in.

(4) Die Niederschrift wird von dem/der Birgermeister/in und dem/der vom Rat bestellten
Schriftfihrer/in unterzeichnet. Verweigert einer der Genannten die Unterschrift, so ist dies in
der Niederschrift zu vermerken. Die Niederschrift ist allen Ratsmitgliedern in der Form
zuzuleiten, wie die Einberufung erfolgt. Dabei ist sicherzustellen, dass unberechtigte Dritte
keinen Zugriff auf den Teil der Niederschrift nehmen kénnen, der in nichtéffentlicher Sitzung
behandelt wurde.

§ 26
Unterrichtung der Offentlichkeit
(2) Uber den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschliisse ist die Offentlichkeit in
geeigneter Weise zu unterrichten. Dies kann dadurch geschehen, dass der/die

Birgermeister/in den Wortlaut eines vom Rat gefassten Beschlusses in offentlicher Sitzung
verliest und ihn erforderlichenfalls aul3erdem im unmittelbaren Anschluss an die Sitzung der
ortlichen Presse zuganglich macht.

2) AuRerhalb der Ratssitzungen obliegt die Unterrichtung der Offentlichkeit tiber die vom Rat
gefassten Beschlisse dem/der Burgermeister/in.

3) Uber Beschliisse des Rates, die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, ist die
Offentlichkeit nur dann zu unterrichten, wenn dies der Rat im Einzelfall besonders
beschlossen hat.

Il. Geschéftsfuhrung der Ausschiisse

§ 27
Grundregel

Auf das Verfahren in den Ausschussen finden grundséatzlich die fir den Rat geltenden Vorschriften
entsprechend Anwendung, soweit nicht § 28 dieser Geschéaftsordnung abweichende Regelungen
enthalt.

§28
Abweichungen fir das Verfahren der Ausschisse

(1) Der/die Ausschussvorsitzende setzt im Benehmen mit dem/der Birgermeister/in die
Tagesordnung fest (§ 58 Abs. 2 S. 2 GO) und ladt zu den Ausschusssitzungen ein. Fir das
Verfahren gilt § 1 Abs. 2 GeschO entsprechend. Der/die Ausschussvorsitzende ist auf
Verlangen des/der Birgermeisters/Burgermeisterin bzw. auf Antrag einer Fraktion
verpflichtet, einen Gegenstand in die Tagesordnung aufzunehmen.
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Uber Zeit, Ort und Tagesordnung der Ausschusssitzungen unterrichtet der/die
Burgermeister/in die Offentlichkeit in geeigneter Weise, ohne dass es einer offentlichen
Bekanntmachung nach § 4 dieser Geschéaftsordnung bedarf.

Die Beschlussfahigkeit von Ausschiissen ist Uber & 9 Abs. 1 Satz 2 dieser
Geschéftsordnung hinaus nur dann gegeben, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder
die Zahl der anwesenden  sachkundigen Burger/innen  (stimmberechtigte
Ausschussmitglieder nach § 58 Abs. 3 GO) Ubersteigt. Ausschisse gelten auch insoweit als
beschlussféhig, solange ihre Beschlussunfahigkeit nicht festgehalten ist.

Der/die Burgermeister/in und der/die Beigeordnete sind berechtigt und auf Verlangen eines
Ausschusses in Angelegenheiten ihres Geschéftsbereichs verpflichtet, an dessen Sitzungen
teilzunehmen. Sie sind berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Funftels der
Ausschussmitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor
dem Ausschuss Stellung zu nehmen.

Der/die Burgermeister/in ist zu allen Ausschusssitzungen einzuladen. Er/sie hat das Recht,
mit beratender Stimme an den Sitzungen teilzunehmen; ihm/ihr ist auf Verlangen jederzeit
das Wort zu erteilen.

Ratsmitglieder kdnnen an nichtoffentlichen Sitzungen auch solcher Ausschisse teilnehmen,
denen sie nicht angehoren. Sachkundige Birger/innen und sachkundige Einwohner/innen,
die zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern gewahlt worden sind, kénnen an den
nichtéffentlichen Sitzungen dieses Ausschusses als Zuhdrer/innen teilnehmen. Im Ubrigen
gilt 8 11 Abs. 2 dieser Geschéaftsordnung entsprechend.

In den Ausschissen ist eine Niederschrift Uber die Beschlisse aufzunehmen. Die
Niederschrift ist dem/der Biirgermeister/in und den Ausschussmitgliedern zuzuleiten.

Die Niederschriften Uber Ausschusssitzungen sind dem/der Birgermeister/in und allen
Ausschussmitgliedern  zuzuleiten. Daneben erhalten alle Ratsmitglieder und alle
sachkundigen Biirger/innen die Niederschriften tber Sitzungen der Ausschiisse, denen sie
nicht angehdren sowie die Sitzungsvorlagen fiir die Ratssitzungen.

Die 88 6, 18 und 19 dieser Geschéftsordnung finden auf Ausschiisse keine Anwendung.

§29
Einspruch gegen Beschlisse entscheidungsbefugter
Ausschusse

Beschlisse von Ausschiissen mit Entscheidungsbefugnis kénnen erst durchgefuhrt werden,
wenn innerhalb von drei Tagen, den Tag der Beschlussfassung nicht eingerechnet, weder
vom/von der Biirgermeister/in noch von mindestens einem Funftel der Ausschussmitglieder
schriftlich Einspruch eingelegt worden ist.

Uber den Einspruch entscheidet der Rat.
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Uber Zeit, Ort und Tagesordnung der Ausschusssitzungen unterrichtet der/die
Burgermeister/in die Offentlichkeit in geeigneter Weise, ohne dass es einer offentlichen
Bekanntmachung nach § 4 dieser Geschéaftsordnung bedarf.

Die Beschlussfahigkeit von Ausschiissen ist Uber § 9 Abs. 1 Satz 2 dieser
Geschaftsordnung hinaus nur dann gegeben, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder
die Zahl der anwesenden sachkundigen  Birger/innen  (stimmberechtigte
Ausschussmitglieder nach § 58 Abs. 3 GO) bersteigt. Ausschiisse gelten auch insoweit als
beschlussféhig, solange ihre Beschlussunféhigkeit nicht festgehalten ist.

Der/die Burgermeister/in ist berechtigt und auf Verlangen eines Ausschusses in
Angelegenheiten ihres Geschaftsbereichs verpflichtet, an dessen Sitzungen teilzunehmen.
Er ist berechtigt und auf Verlangen mindestens eines Funftels der Ausschussmitglieder oder
einer Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem Ausschuss Stellung
zu nehmen.

Der/die Burgermeister/in ist zu allen Ausschusssitzungen einzuladen. Er/sie hat das Recht,
mit beratender Stimme an den Sitzungen teilzunehmen; ihm/ihr ist auf Verlangen jederzeit
das Wort zu erteilen.

Ratsmitglieder kdnnen an nichtdffentlichen Sitzungen auch solcher Ausschiisse teilnehmen,
denen sie nicht angehdren. Sachkundige Birger/innen und sachkundige Einwohner/innen,
die zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern gewahlt worden sind, kénnen an den
nichtéffentlichen Sitzungen dieses Ausschusses als Zuhérer/innen teilnehmen. Im Ubrigen
gilt 8 11 Abs. 2 dieser Geschaftsordnung entsprechend.

In den Ausschiissen ist eine Niederschrift Gber die Beschlisse aufzunehmen.

Die Niederschriften Uber Ausschusssitzungen werden im Rahmen der ,digitalen Ratsarbeit*
elektronisch bereitgestellt. Der/Die Birgermeister/in, alle Ratsmitglieder und sachkundigen
Burger, die eine E-Mail-Adresse hinterlegt haben, erhalten per E-Mail einen Hinweis auf die
Einstellung der Niederschriften im Rats- und Informationssystem. Dabei ist sicherzustellen,
dass unberechtigte Dritte keinen Zugriff auf den Teil der Niederschrift nehmen kénnen, der
in nichtoffentlicher Sitzung behandelt wurde.

Die 88 6, 18 und 19 dieser Geschaftsordnung finden auf Ausschiisse keine Anwendung.

§29
Einspruch gegen Beschliisse entscheidungsbefugter
Ausschisse

Beschliisse von Ausschissen mit Entscheidungsbefugnis kdnnen erst durchgefuhrt werden,
wenn innerhalb von drei Tagen, den Tag der Beschlussfassung nicht eingerechnet, weder
vom/von der Birgermeister/in noch von mindestens einem Funftel der Ausschussmitglieder
schriftlich Einspruch eingelegt worden ist.

Uber den Einspruch entscheidet der Rat.
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Fraktionen

§30
Bildung von Fraktionen

Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von Mitgliedern des Rates, die sich auf Grundlage
grundsétzlicher politischer Ubereinstimmung zu méglichst gleichgerichtetem Wirken
zusammengeschlossen haben. Eine Fraktion muss aus mindestens 2 Ratsmitgliedern
bestehen. Jedes Ratsmitglied kann nur einer Fraktion angehoren.

Die Bildung einer Fraktion ist dem/der Burgermeister/in von dem/von der
Fraktionsvorsitzenden schriftlich anzuzeigen. Die Mitteilung muss die genaue Bezeichnung
der Fraktion, die Namen des/der Fraktionsvorsitzenden und seines/ihrer
Stellvertreters/Stellvertreterin  sowie aller der Fraktion angehdrenden Ratsmitglieder
enthalten. Ferner ist anzugeben, wer berechtigt ist, fiir die Fraktion Antrage zu stellen oder
sonstige Erklarungen abzugeben. Unterhélt die Fraktion eine Geschaftsstelle, so hat die
Mitteilung auch die Anschrift der Geschéftsstelle zu enthalten.

Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehéren, kénnen von einer Fraktion als Hospitanten
aufgenommen werden. Bei der Feststellung der Mindeststérke einer Fraktion zéhlen
Hospitanten nicht mit.

Die Auflésung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz (stellvertretenden
Fraktionssitz) sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern sind dem/der
Burgermeister/in von dem/von der Fraktionsvorsitzenden ebenfalls schriftlich anzuzeigen.

Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten (i. S. d. § 3
Abs. 1 und 2 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen) die erforderlichen technischen und
organisatorischen  MaRnahmen zu treffen, um eine den Vorschriften des
Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen entsprechende Datenverarbeitung
sicherzustellen. Sie sind verpflichtet, bei der Auflosung der Fraktion die aus der
Fraktionsarbeit erlangten personenbezogenen Daten zu I6schen (§ 19 Abs. 3 Satz 1 Buchst.
b Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen).

§31
Informationsrecht der Fraktionen

Zur Vorbereitung ihrer Beratungen kénnen die Fraktionen im Rahmen ihrer Aufgaben von
dem/der Burgermeister/in Auskinfte Uber die von diesem/dieser oder in seinem/ihrem
Auftrag gespeicherten Daten verlangen, soweit der Datenubermittlung nicht
Rechtsvorschriften, insbesondere Bestimmungen der Datenschutzgesetze, entgegenstehen.

Das Auskunftsersuchen ist durch den/die Vorsitzenden/Vorsitzende der Fraktion schriftlich
unter wortlicher Wiedergabe des Fraktionsbeschlusses an den/die Birgermeister/in zu
richten.
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Fraktionen

§30
Bildung von Fraktionen

Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von Mitgliedern des Rates, die sich auf Grundlage
grundsétzlicher politischer Ubereinstimmung zu mdglichst gleichgerichtetem Wirken
zusammengeschlossen haben. Eine Fraktion muss aus mindestens 2 Ratsmitgliedern
bestehen. Jedes Ratsmitglied kann nur einer Fraktion angehoren.

Die Bildung einer Fraktion ist dem/der Birgermeister/in von dem/von der
Fraktionsvorsitzenden schriftlich anzuzeigen. Die Mitteilung muss die genaue Bezeichnung
der Fraktion, die Namen des/der Fraktionsvorsitzenden und seines/ihrer
Stellvertreters/Stellvertreterin  sowie aller der Fraktion angehdrenden Ratsmitglieder
enthalten. Ferner ist anzugeben, wer berechtigt ist, fur die Fraktion Antrage zu stellen oder
sonstige Erklarungen abzugeben. Unterhalt die Fraktion eine Geschéftsstelle, so hat die
Mitteilung auch die Anschrift der Geschéftsstelle zu enthalten.

Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehéren, kdnnen von einer Fraktion als Hospitanten
aufgenommen werden. Bei der Feststellung der Mindeststarke einer Fraktion z&hlen
Hospitanten nicht mit.

Die Auflésung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz (stellvertretenden
Fraktionssitz) sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern sind dem/der
Burgermeister/in von dem/von der Fraktionsvorsitzenden ebenfalls schriftlich anzuzeigen.

Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten (i. S. d. § 3
Abs. 1 und 2 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen) die erforderlichen technischen und
organisatorischen  MaBnahmen zu treffen, um eine den Vorschriften des
Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen entsprechende Datenverarbeitung
sicherzustellen. Sie sind verpflichtet, bei der Auflésung der Fraktion die aus der
Fraktionsarbeit erlangten personenbezogenen Daten zu I6schen (8 19 Abs. 3 Satz 1 Buchst.
b Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen).

§31
Informationsrecht der Fraktionen

Zur Vorbereitung ihrer Beratungen konnen die Fraktionen im Rahmen ihrer Aufgaben von
dem/der Blrgermeister/in Auskunfte Uber die von diesem/dieser oder in seinem/ihrem
Auftrag gespeicherten Daten verlangen, soweit der Datenlbermittiung nicht
Rechtsvorschriften, insbesondere Bestimmungen der Datenschutzgesetze, entgegenstehen.

Das Auskunftsersuchen ist durch den/die Vorsitzenden/Vorsitzende der Fraktion schriftlich
unter wortlicher Wiedergabe des Fraktionsbeschlusses an den/die Birgermeister/in zu
richten.




Seite 16 von 18

©)

@

@

©)

@

@
©)

4)

Fur die Verwertung der uUbermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften,
insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze.

Altestenrat
§32

Zusammensetzung

Der/die Biirgermeister/in und die Fraktionsvorsitzenden bilden den Altestenrat. Die
Fraktionsvorsitzenden kénnen sich durch ihre Stellvertreter/innen vertreten lassen.

Vorsitzender/Vorsitzende  des  Altestenrates ist  der/die
Verhinderungsfalle vertreten ihn/sie seine/ihre Stellvertreter/innen.

Birgermeister/in.  Im

Der/die Beigeordnete nimmt an den Sitzungen des Altestenrates teil.

§33
Verfahren und Befugnisse

Der/die Burgermeister/in kann den Altestenrat jederzeit bei Bedarf einberufen. Die Einladung
erfolgt formlos. Sie kann mundlich oder schriftlich unter Angabe der Zeit, des Ortes und der
Tagesordnung vorgenommen werden.

Die Sitzungen des Altestenrates sind nichtoffentlich.

Der Altestenrat beréat den/die Biirgermeister/in bei der Durchfiinrung seiner/inrer Aufgaben in
wichtigen Angelegenheiten sowie bei der Behandlung aller sich aus der Arbeit des Rates
ergebenden organisatorischen Fragen, der Vorbereitung der vom Rat durchzufiihrenden
Wahlen und der Beilegung von Streitigkeiten.

Der/die Burgermeister/in ist berechtigt, wichtige Angelegenheiten, die in die Zustandigkeit
des Rates oder seiner Ausschusse fallen, dem Altestenrat zu unterbreiten, wenn dies nach
der Sachlage geboten erscheint.
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Fir die Verwertung der Ubermittelten Daten gelten die allgemeinen Vorschriften,
insbesondere die Bestimmungen der Datenschutzgesetze.

Altestenrat
§32

Zusammensetzung

Der/die Birgermeister/in und die Fraktionsvorsitzenden bilden den Altestenrat. Die
Fraktionsvorsitzenden kénnen sich durch ihre Stellvertreter/innen vertreten lassen.

Vorsitzender/Vorsitzende  des  Altestenrates ist  der/die
Verhinderungsfalle vertreten ihn/sie seine/ihre Stellvertreter/innen.

Burgermeister/in.  Im

Der/die allgemeine Stellvertreter/in nimmt an den Sitzungen des Altestenrates teil.

§33
Verfahren und Befugnisse

Der/die Burgermeister/in kann den Altestenrat jederzeit bei Bedarf einberufen. Die Einladung
erfolgt formlos. Sie kann miindlich oder schriftlich unter Angabe der Zeit, des Ortes und der
Tagesordnung vorgenommen werden.

Die Sitzungen des Altestenrates sind nichtéffentlich.

Der Altestenrat berét den/die Biirgermeister/in bei der Durchfiihrung seiner/inrer Aufgaben in
wichtigen Angelegenheiten sowie bei der Behandlung aller sich aus der Arbeit des Rates
ergebenden organisatorischen Fragen, der Vorbereitung der vom Rat durchzufiihrenden
Wahlen und der Beilegung von Streitigkeiten.

Der/die Burgermeister/in ist berechtigt, wichtige Angelegenheiten, die in die Zustandigkeit
des Rates oder seiner Ausschisse fallen, dem Altestenrat zu unterbreiten, wenn dies nach
der Sachlage geboten erscheint.
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Datenschutz

§34
Datenschutz

Die Mitglieder des Rates und der Ausschisse, die im Rahmen der Ausibung ihrer
ehrenamtlichen Tatigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die personenbezogene Daten
enthalten, haben bzw. von ihnen Kenntnis erlangt haben, dirfen solche Daten nur zu dem
jeweiligen, der rechtmafigen Aufgabenerfillung dienenden Zweck verarbeiten oder
offenbaren.

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben Uber persdnliche oder sachliche Verhéltnisse
einer bestimmten oder bestimmbaren natirlichen Person.

Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftsticke, automatisierte Dateien und sonstige
Datentrager, die als solche gekennzeichnet sind oder personenbezogene Daten enthalten.
Hierzu zahlen auch mit vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang stehende
handschriftliche oder andere Notizen.

§35
Datenverarbeitung

Die Mitglieder des Rates und der Ausschisse sind verpflichtet, vertrauliche Unterlagen so
aufzubewahren, dass sie standig vor Kenntnisnahme und Zugriff Dritter gesichert sind. Dies
gilt auch fur den Transport der Unterlagen. In begriindeten Einzelfallen ist dem/der
Birgermeister/in auf Verlangen Auskunft (ber die getroffenen DatensicherheitsmaRnahmen
zu geben.

Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung Uber Inhalte an Dritte,
ausgenommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an den/die Stellvertreter/in, ist
nicht zuléssig. Dies gilt auch fur die Zeit nach Ausscheiden aus dem Rat.

Die Mitglieder des Rates und der Ausschusse sind bei einem Auskunftsersuchen eines/einer
Betroffenen nach dem Landesdatenschutzgesetz verpflichtet, dem/der Birgermeister/in auf
Anfrage schriftlich Auskunft Uber die bei ihnen aufgrund dieser Tatigkeit zu einer bestimmten
Person gespeicherten Daten zu erteilen (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Datenschutzgesetz NRW).

Vertrauliche Unterlagen sind unverziiglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu I8schen,
wenn diese fur die Aufgabenerfillung nicht mehr benétigt werden.

Bei einem Ausscheiden aus dem Rat oder einem Ausschuss sind alle vertraulichen
Unterlagen sofort dauerhaft zu vernichten bzw. zu I6schen. Die Unterlagen kénnen auch der
Gemeindeverwaltung zur Vernichtung bzw. Léschung ubergeben werden.
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Datenschutz

§34
Datenschutz

Die Mitglieder des Rates und der Ausschisse, die im Rahmen der Auslbung ihrer
ehrenamtlichen Tétigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die personenbezogene Daten
enthalten, haben bzw. von ihnen Kenntnis erlangt haben, durfen solche Daten nur zu dem
jeweiligen, der rechtmafRigen Aufgabenerfillung dienenden Zweck verarbeiten oder
offenbaren.

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben uber personliche oder sachliche Verhaltnisse
einer bestimmten oder bestimmbaren naturlichen Person.

Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftsticke, automatisierte Dateien und sonstige
Datentréger, die als solche gekennzeichnet sind oder personenbezogene Daten enthalten.
Hierzu zahlen auch mit vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang stehende
handschriftliche oder andere Notizen.

§ 35
Datensicherheit

Die Mitglieder des Rates und der Ausschiisse sind verpflichtet, vertrauliche Unterlagen so
aufzubewahren, dass sie sténdig vor Kenntnisnahme und Zugriff Dritter gesichert sind. Dies
gilt auch fur den Transport der Unterlagen. In begrindeten Einzelfallen ist dem/der
Birgermeister/in auf Verlangen Auskunft Gber die getroffenen DatensicherheitsmalZinahmen
zu geben.

Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung Uber Inhalte an Dritte,
ausgenommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an den/die Stellvertreter/in, ist
nicht zuléssig. Dies gilt auch fur die Zeit nach Ausscheiden aus dem Rat.

Die Mitglieder des Rates und der Ausschiisse sind bei einem Auskunftsersuchen eines/einer
Betroffenen nach dem Landesdatenschutzgesetz verpflichtet, dem/der Burgermeister/in auf
Anfrage schriftlich Auskunft tiber die bei ihnen aufgrund dieser Tatigkeit zu einer bestimmten
Person gespeicherten Daten zu erteilen (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Datenschutzgesetz NRW).

Vertrauliche Unterlagen sind unverziiglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu I6schen,
wenn diese fur die Aufgabenerfillung nicht mehr benétigt werden.

Bei einem Ausscheiden aus dem Rat oder einem Ausschuss sind alle vertraulichen
Unterlagen sofort dauerhaft zu vernichten bzw. zu l6schen. Die Unterlagen kénnen auch der
Gemeindeverwaltung zur Vernichtung bzw. Léschung ubergeben werden.
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VI. Schlussbestimmungen, In-Kraft-Treten

§ 36
Schlussbestimmungen

Jedem Mitglied des Rates und der Ausschisse ist eine Ausfertigung dieser Geschéftsordnung
auszuhandigen. Wird die Geschaftsordnung wahrend der Wahlzeit gedndert, so ist auch die
geanderte Fassung auszuhandigen.

8§37
In-Kraft-Treten

Diese Geschaftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch den Rat in Kraft.
Gleichzeitig tritt die fruhere Geschéftsordnung vom 21. Februar 1995 aulRer Kraft.

VI. Schlussbestimmungen, In-Kraft-Treten

§ 36
Schlussbestimmungen

Die Mitglieder des Rates und der Ausschiisse erhalten per E-Mail eine Ausfertigung dieser
Geschaftsordnung. Wird die Geschaftsordnung wahrend der Wahlzeit geandert, so ist auch die
geanderte Fassung in elektronischer Form bereitzustellen.

§ 37
In-Kraft-Treten

Diese Geschaftsordnung tritt mit dem Tage nach der Beschlussfassung durch den Rat in Kraft.
Gleichzeitig tritt die friihere Geschéaftsordnung vom 26. Mai 2009 auf3er Kraft.




iederkriichten

Gemeinde Niederkriichten
Der Burgermeister

Planen und Umwelt
Aktenzeichen: 61 10 60

Vorlagen-Nr. 582-2014/2020
Sachbearbeiter: Reinhard Karner

offentlich

Beratungsweq
Haupt- und Finanzausschuss

Niederkriichten, den 20.02.2017

07.03.2017

Entwicklungsgesellschaft "Energie- und Gewerbepark EImpt" mbH (EGE)

Sachverhalt:

Auf Vorschlag des Rates der Gemeinde Niederkriichten soll die Thematik Entwicklungsgesell-

schaft ,Energie- und Gewerbepark EImpt* (EGE) als fester Tagesordnungspunkt in die Sitzun-

gen des Haupt- und Finanzausschusses aufgenommen werden.

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird in der Sitzung tber den aktuellen Stand mindlich berichten.

Wassong

Verwaltungsvorlage 582-2014/2020

Seite 1von 1



iederkriichten

Gemeinde Niederkriichten
Der Burgermeister
Soziales, Sport und Bildung
Aktenzeichen: 50 62 03

Vorlagen-Nr. 575-2014/2020
Sachbearbeiter: Hermann-Josef Schippers

offentlich

Beratungsweq
Haupt- und Finanzausschuss

Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern

Sachverhalt:

Niederkriichten, den 15.02.2017

07.03.2017

Auf Vorschlag des Haupt- und Finanzausschusses soll die Thematik ,Unterbringung und Be-

treuung von Asylbewerbern und Flichtlingen® als fester Tagesordnungspunkt in die Sitzungen

des Haupt- und Finanzausschusses aufgenommen werden.

Die Verwaltung wird in der Sitzung tber den aktuellen Stand mndlich berichten.

gez. Wassong

Verwaltungsvorlage 575-2014/2020
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	Entwurf einer örV für den gemeinsamen Bereitschaftsdienst der Bauhöfe (exportiert: 23.02.2017)
	Entwurf einer örV über die Wahrnehmung der Aufgaben der Rentenberatung (exportiert: 23.02.2017)
	Entwurf einer örV über die Wahrnehmung von Aufgaben der Wohngeldstelle (exportiert: 23.02.2017)


	2 Erlass der Geschäftsordnung für den Rat  und die Ausschüsse der Gemeinde Niederkrüchten 586-2014/2020
	Verwaltungsvorlage 14-20 586-2014/2020 - Erlass der Geschäftsordnung für den Rat  und die Ausschüsse der Gemeinde Niederkrüchten (aktualisiert: 09.03.2017)
	Geschäftsordnung (exportiert: 23.02.2017)
	Gegenüberstellung alte und neue Geschäftsordnung- Synopse (exportiert: 23.02.2017)


	4 Entwicklungsgesellschaft "Energie- und Gewerbepark Elmpt" mbH (EGE) 582-2014/2020
	Verwaltungsvorlage 14-20 582-2014/2020 - Entwicklungsgesellschaft "Energie- und Gewerbepark Elmpt" mbH (EGE) (exportiert: 23.02.2017)

	5 Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern 575-2014/2020
	Verwaltungsvorlage 14-20 575-2014/2020 - Unterbringung und Betreuung von Asylbewerbern (exportiert: 23.02.2017)




